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I. Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften

Zweite Satzung zur Anderung der
Magisterpriifungsordnung
der Universitiit Potsdam

Vom 12. Juni 2003

GemiB § 67 Abs. 1 Nr. 1 des Brandenburgischen
Hochschulgesetzes vom 20. Mai 1999 (GVBL I S.
130), zuletzt gedindert am 28 Juni 2000 (GVBL. 1 §
90), hat der Senat der Universitiit Potsdam folgende
Anderungsatzung erlassen:'

Artikel 1

Die Magisterpriifungsordnung vom 11. November
1999 (AmBek UP 2000, S. 30) wird wie folgt gelin-
dert:

Nach § 7 wird folgender § 7a eingefiigt:
§7a  Regelungen zum Nachteilsausgleich

(1) Weist ein/e Studierende/r nach, dass er/sie wegen
linger andauernder oder stiindiger korperlicher Be-
eintrichtigung nicht in der Lage ist, Studien- und
Priifungsleistungen ganz oder teilweise in der vorge-
sehenen Form zu erbringen, legt der Priifungsaus-
schuss auf schriftlichen Antrag und in Absprache mit
dem/der Studierenden und dem/der Priifer/in Mal-
nahmen fest, durch die gleichwertige Studien- und
Priifungsleistungen innerhalb einer verlingerten
Bearbeitungszeit oder in anderer Form erbracht wer-
den kénnen.

(2) Soweit die Einhaltung von Fristen fiir die erstma-
lige Meldung zu Priifungen, die Wiederholung von
Priifungen, die Grilnde fiir das Versiumnis von Pril-
fungen und die Einhaltung von Bearbeitungszeiten
fiir Priffungsarbeiten betroffen sind, steht der Krank-
heit/Behinderung des/der Studierenden die Krankheit/
Behinderung und die dazu notwendigen alleinigen
Betreuung eines/einer nahen Angehbrigen gleich.
Nahe Angehorige sind Kinder, Eltern, GrobBeltern,
Ehe- und Partner einer nichtehelichen Lebensgemein-
schaft.

(3) Personen, die mit einem Kind fiir das ihnen die
Personenfitrsorge zusteht, im selben Haushalt leben,
sind berechtigt, einzelne Pritfungsleistungen und
Hochschulpriifungen nach Ablauf der in den Pril-
fungsordnungen hierfir vorgesehenen Fristen abzule-
gen. Entsprechendes gilt fiir die Fristen zur Erbrin-
gung von Studienleistungen sowie fiir Wiederho-
lungspriifungen. Fristen konnen nur um bis zu zwei
Semester verlingert werden. Die Berechtigung er-

! Genehmigt vom Rekior der Universitat Potsdam am 12, Juni
2003
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lischt mit dem Ablauf des Semesters, in dem die
in Satz 1 genannten Voraussetzungen entfallen.
Die Inanspruchnahme dieser Regelung erfolgt auf
Antrag. Uber Einzelfallregelungen entscheidet der
Priifungsausschuss,

Artikel 2
§ 18 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst:

.Die Gesamtnote der Zwischenpriifung errechnet
sich aus dem Durchschnitt der Fachnoten gemiiB §
12 Abs. 2 und 3. Bei einem Hauptfach und zwei
Nebenfiichern wird das Hauptfach gegeniiber den
Nebenfichern zweifach gewichtet™.

Artikel 3

Diese Satzung tritt am Tage nach Threr Veroffent-
lichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der
Universitit Potsdam in Kraft.

Priifungsordnung fiir die Bachelor- und
Masterstudiengiinge Linguistik an der
Universitit Potsdam

Vom 18. Juli 2002

Der Fakultitsrat der Humanwissenschaftlichen
Fakultit der Universitit Potsdam hat auf der
Grundlage des § 74 Abs. 1 Nr. | des Brandenbur-
gischen Hochschulgesetzes (BbgHG) vom 20.
Mai 1999 (GVBL I S. 130), geéindert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 28, Juni 2000 (GVBL. 1 S.
90), am 18, Juli 2002 folgende Priffungsordnung
fiir den Bachelorstudiengang und den Masterstu-
diengang Linguistik * genehmigt.

Inhaltsverzeichnis

Allgemeiner Teil
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Abschlussgrade
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§ 13 Leistungsumfang des Bachelorstudiums
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“ Genehmigt durch den Rektor der Universitit Potsdam am 21.
Februar 2003




I1I. Masterstudiengang
§ 15 Leistungsumfang des Masterstudiums
§ 16 Abschlussarbeit

IV. Schlussbestimmungen

§ 17 Ungiiltigkeit der Graduierung

§ 18 Geltungsbereich

§19 Cfbcrgangsbcslimmungcn

§ 20 In-Kraft-Treten und Auber-Kraft-Treten

Teil 1 Allgemeiner Teil

§1 Zweck der Priifangen und Ziel des Studi-
ums

(1) Das Studium ist modular aufgebaut. Es besteht
aus zwel konsekutiven Stufen: einem Bachelor-
Studium und emmem darauf aufbauenden Master-
Studium,

(2) Die Bachelor-Priifung bildet einen ersten berufs-
qualifizierenden Abschluss des Studiums der Lingu-
istik in einem dreijihrigen Studiengang. Durch die
Bachelor-Priifung wird festgestellt, ob der Kandi-
dat/die Kandidatin die Zusammenhinge des Faches
iiberblickt, die Fahigkeit besitzt, grundlegende Me-
thoden und Erkenntnisse der Linguistik anzuwenden
und die fiir den frithen Ubergang in die Berufspraxis
notwendigen griindlichen Fachkenntnisse in einem
Schwerpunkt der Linguistik erworben hat.

(3) Die Master-Priifung bildet einen zweiten berufs-
qualifizierenden Abschluss des Studiums der Lingu-
istik in einem zweijihrigen auf dem Bachelor-
Studium aufbauenden Studiengang. Durch die Mas-
ter-Pritffung wird festgestellt, ob der Kandidat/die
Kandidatin die Bereiche und Methoden der Linguis-
tik umfassend iiberblickt und sich in einem Schwer-
punkt des Faches so spezialisiert hat, dass er/sie einen
eigenen Forschungsbeitrag darin leisten kann.

§2 Abschlussgrade

Bei Vorliegen der jeweils erforderlichen Leistungs-
nachweise verleiht die Universitit Potsdam durch die
Humanwissenschaftliche Fakultit den Grad ,Bache-
lor of Science” bzw, ,Master of Science”, abgekiirzt
als ,BSc.” bzw. ,MSc.”.

§3 Gliederung des Studiums und Studien-
dauer

(1) Die Regelstudienzeit des Bachelorstudiums be-
tréigt sechs Semester. Der Fachbereich stellt durch das
Lehrangebot, die Studienordnung und die Gestaltung
des Priifungsverfahrens sicher, dass das Stl.ldlllm
einschlieBlich der Priifungen in der Regelstudienzeit
abgeschlossen werden kann,

(2) Die Regelstudienzeit des Masterstudiums betragt
vier Semester einschlieBlich der Zeit fiir die Anferti-

gung der Masterarbeit. Der Fachbereich stellt
durch das Lehrangebot, die Studienordnung und
die Gestaltung des Priffungsverfahrens sicher,
dass das Studium einschlieBlich der Priifungen in
der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann,

§4 Studienausschuss

(1) Auf Vorschlag des Instituts fiir Linguis-
tik/allg. Sprachwissenschaft wird vom Fakultiits-
rat der Humanwissenschaftlichen Fakultidt ein
Studienausschuss fiir die Bachelor- und Master-
studiengéinge bestellt, dem vier Professor/inn/en,
ein/e wissenschaftliche/r Mitarbeiter/in und ein/e
Student/in angehbren sowie jeweils Stellvertreter.

(2) Das studentische Mitglied muss in einem der
Studiengiinge des Instituts fiir Linguistik einge-
schriecben sein. Alle dibrigen Mitglieder miissen
dem Institut fiir Linguistik angehtren.

(3) Der Studienausschuss im Sinne dieser Ord-
nung kann mit dem Studienausschuss fiir die
Studiengidnge am Institut fiir Linguistik und dem
Priifungsausschuss im Sinne der Magister-
/Diplompriifungsordnung  Linguistik  identisch
sein.

(4) Die Amtszeit des Ausschusses betrdgt drei
Jahre, die des studentischen Mitglieds ein Jahr.
Eine Wiederwahl ist mdglich. Die Mitglieder
ilben ihr Amt nach Ablauf einer Amtsperiode
weiter aus, bis Nachfolger/innen bestellt worden
sind und diese ihr Amt angetreten haben. Der
Fakultitsrat kann mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder einen bestehenden Studienausschuss vor
Ablauf der Amtszeit aufldsen, muss dann aber
gleichzeitig einen neuen bestellen.

(5) Der Studienausschuss wihlt aus dem Kreis
der ihm angehérenden Professoren/innen einen/e
Vorsitzenden/e und seinen/ihren Stellvertreter/in.
Der/die Vorsitzende muss dem Institut fiir Lingu-
istik/allg. Sprachwissenschaft angehtren. Be-
schliisse werden mit einfacher Mehrheit gefasst.
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme
des/der Vorsitzenden. Der Ausschuss ist be-
schlussfihig, wenn mehr als die Hilfte seiner
Mitglieder, darunter der/die Vorsitzende oder
sein/ihr Stellvertreter, anwesend sind. Uber die
Sitzungen des Ausschusses wird Protokoll ge-
fithrt. Der Pritffungsausschuss kann sich eine Ge-
schiiftsordnung geben.

(6) Der Ausschuss achtet darauf, dass die Be-
stimmungen dieser Ordnung eingehalten werden
und entscheidet in Auslegungsfragen. Er ist insbe-
sondere fiir die folgenden Punkte zustéindig:
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Entscheidung ilber Antrige von Studierenden
oder Lehrkriften beziiglich der Anwendung die-
ser Ordnung,.

Einordnung der Lehrveranstaltungen in Module
und Festlegung der Anzahl der Leistungspunkie.
(Beurteilungsgrundlage ist dabei der Vorschlag
der jeweiligen Lehrkraft).

Besetzung der Zulassungskommission fiir den
Masterstudiengang.

RegelmiBiger Bericht an die Fakuluit iber die
Erfahrungen mit der Anwendung dieser Ord-
nung und gegebenenfalls Vorschlige zu ihrer
Reform.

Anerkennung von Studien-, Graduierungs- und
Priifungsleistungen.

Die Gewihrung von Nachteilsausgleichen flir
behinderte Studierende.

(7) Die Mitglieder des Ausschusses und ihre Stell-
vertreter/innen sind zur Amtsverschwiegenheit ver-
pflichtet. Sofern sie nicht dem offentlichen Dienst
angehiiren, sind sie durch die/den Vorsitzende/n
entsprechend zu verpflichten,

(8) Der Ausschuss kann durch  Beschluss
Zustiindigkeiten auf die/den Vorsitzende/n und
ihre/ihren/bzw. seine/seinen Stellvertreter/in
ibertragen.

§5 Module

(1) Es werden die folgenden zehn Module der Lingu-
istik unterschieden:

Phonetik/Phonologie
Syntax
Morphologie
Grammatik emzelner Sprachen
Semantik/Pragmatik
Schnittstellen in theoretischer Linguistik
Spracherwerb
Sprachverarbeitung
+ Neurolinguistik
e  Computerlinguistik

(3) Die jeweils akiuellen Module werden in der
Studienberatungsinformation des Instituts fiir Lingu-
istik/Allgemeine Sprachwissenschaft zusammenge-
stellt: dort wird auch eine Zuordnung von Lehrveran-
staltungen zu den Modulen vorgenommen (vgl. § 4
Abs. 6 Nr. 2).

(4) Der Studiengang sieht frei wihlbare Module vor,
welche zur Vertiefung der Kenntnisse in Linguistik
oder zum Erwerb von Allgemeinkenntnissen genutzt
werden kdnnen (vgl. § 13)

§6 Anerkennung von Leistungen

(1) Leistungen, welche Studierende auBerhalb
der Bachelor- und Masterstudienginge in Linguis-
tik der Universitidt Potsdam erbracht haben und
nachweisen, werden anerkannt, wenn Gleich-
oder Hoherwertigkeit im Vergleich zu entspre-
chenden Leistungen im BSc./MSc.-Studiengang
Linguistik an der Universitidt Potsdam besteht.
Den Antrag auf Anerkennung stellen die Studie-
renden beim Studienausschuss (vgl. § 4 Abs. 6
Nr. 5).

(2) Bei Anerkennung einer Leistung wird jeweils
die Anzahl der erreichten Leistungspunkte festge-
stellt.

(3) Falls dic anerkannte Leistung benotet ist und
die Note aus einer Skala stammt, die auf die in
dieser Ordnung verwendete Notenskala abbildbar
ist, wird diese Note libenommen. Andernfalls
bleiben die anerkannten Leistungspunkte unbeno-
tet.

(4) Leistungspunkte anderer Punktsysteme wer-
den umgerechnet. Die Umrechnungen werden
durch den Studienausschuss festgelegt.

§7 Leistungspunkte

(1) Leistungspunkte sind zihlbare Einheiten zur
Darstellung erbrachter zeugnisrelevanter Leistun-
gen. Zu einem Leistungspunkt gehort die folgende
Information:

Modul, in dem er erbracht wurde.

Benotung: (a) gemdB der Skala aus § 9, je-
doch ohne die Werte 5,0 und F; (b) ,,unbeno-
tet”.

(2) Leistungspunkte werden jeweils zu einzelnen
Lehrveranstaltungen vergeben. Es kiinnen entwe-
der nur alle einer Lehrveranstaltung zugeordneten
Leistungspunkte oder keine vergeben werden.
Durch die Vergabe der Leistungspunkte wird die
erfolgreiche Teilnahme an der Lehrveranstaltung
bescheinigt.

(3) Die Benotungsinformation der Leistungs-
punkte wird von der Lehrkraft der jeweiligen
Lehrveranstaltung auf Grund der von den Studie-
renden im Leistungserfassungsprozess jeweils
gezeigten Leistungen bestimmt.

§8 Leistungserfassungsprozess

(1) Zu jeder Lehrveranstaltung gehort ein Leis-
tungserfassungsprozess. Dieser dient dazu, den
Lehrkréften die Information zu liefern, die sie fiir
die Entscheidung ben&tigen, ob sie dem Studie-




renden die jeweiligen Leistungspunkte fiir die betrof-
fene Lehrveranstaltung geben und welche Note sie in
diesem Fall mit den Leistungspunkten verbinden. Der
Leistungserfassungsprozess besteht aus von den
Lehrkriiften festgelegten Leistungserfassungsformen
wie Klausuren, Referaten, Pritfungsgesprichen, Dis-
kussionsbeitriigen usw,

(2) Der Leistungserfassungsprozess beginnt in der
Regel frithestens zwei Wochen nach dem Beginn der
Lehrveranstaltung und endet in der Regel spitestens
mit dem Ende der auf die Lehrveranstaltung folgen-
den vorlesungsfreien Zeit.

(3) Die Lehrkraft einer Lehrveranstaltung gibt die
Form des zugehtrigen Leistungserfassungsprozesses
rechtzeitig im Rahmen der Studienfachberatung des
Instituts fiir Linguistik/allg. Sprachwissenschaft (z. B.
durch Aushang oder im Internet) schriftlich bekannt.
In der Regel soll diese Information bis spitestens
zum Ende der ersten Woche der Lehrveranstaltung
vorliegen.

(4) Einspriiche gegen einen bekannt gegebenen
Leistungserfassungsprozess sind schriftlich mit Be-
griindung an den Studienausschuss zu richten. Vor
einer Entscheidung muss der Ausschuss die/den Ein-
spruch-Einlegende/n und die jeweilige Lehrkraft
anhoren (vgl. § 4 Abs. 6).

(5) Nach der Bewertung eines Leistungserfassungs-
schrittes werden die Studierenden iiber das Ergebnis
informiert und erhalten Einsicht in die jeweils fiir die
Bewertung relevanten Unterlagen. Die Frist fir die
Einsichtnahme endet in der Regel einen Monat nach
Bekanntgabe der Bewertung.

§9 Belegung von Lehrveranstaltungen

(1) Belegpunkte dienen zur Erfassung der belegten
Lehrveranstaltungen. Sie werden an Studierende mit
der Einschreibung in das erste Fachsemester des
Bachelor- bzw. Masterstudienganges Linguistik ver-
geben. Die Zahl der Belegpunkte betrdgt 220 im
Bachelorstudiengang und 150 im Masterstudiengang.
Filr die Anfertigung der Abschlussarbeit (Master’s
Thesis) brauchen keine Belegpunkte eingesetzt wer-
den.

(2) Mit der Belegung eciner Lehrveranstaltung be-
kunden die Studierenden ihre Absicht, an dem dieser
Lehrveranstaltung  zugeordneten  Leistungserfas-
sungsprozess teilzunchmen. Die Belegung muss In
der Regel spétestens innerhalb der ersten Woche vor
Beginn des jeweiligen Leistungserfassungsprozesses
erfolgen., Uber Ausnahmen  entscheidet der
Studienausschuss (vgl. § 4 Abs. 6).

(3) Die Belegung erfolgt dadurch, dass die Studie-
renden ihre Belegungsabsicht der zustindigen Stelle

mitteilen. Die Belegung wird mit dem Tag des
Eingangs giiltig.

(4) Mit der Belegung einer Lehrveranstaltung
reduziert sich die Anzahl der den Studierenden
zur Verfiigung stehenden Belegpunkte um die
Anzahl der Leistungspunkte, die die Studierenden
mit dieser Lehrveranstaltung erwerben konnen.
Zieht der/die Student/in die Belegung innerhalb
von vier Wochen zuriick, so erhiilt er/sie die ent-
sprechenden Belegpunkte zuriick.

(5) Studierende kiinnen keine Lehrveranstaltung
mehr belegen, wenn die Zahl der noch verbliebe-
nen Belegpunkte kleiner als die der zum Ab-
schluss noch erforderlichen Leistungspunkte ist.
In diesem Falle gilt die jeweilige Priiffung als
endgiiltig nicht bestanden.

(6) Studierende kénnen an einer Lehrveranstal-
tung teilnehmen, ohne sie im Sinne dieser Ord-
nung zu belegen. In diesem Fall kinnen sie eine
Teilnahmebescheinigung ohne Leistungspunkte
und ohne Note erhalten. Eine solche Teilnahme
zdhlt nicht als Belegung im Sinne dieser Ordnung.

(7) Bei Studiengang- oder -ortwechsel werden
die Belegpunkte, die zur Verfiigung stehen, durch
den Studienausschuss unter Berlicksichtigung der
Einzelsituation im Sinne dieser Regeln festgelegt.

§10  Notenskala

(1) Als Noten zur Bewertung von Leistungen sind
die folgenden Zahlenwerte zugelassen:

1 =sehr gut (eine hervorragende Leistung)

2 = gut (eine Leistung, die erheblich iiber den
durchschnittlichen Anforderungen liegt)

3 = befriedigend (eine Leistung, die durchschnitt-
lichen Anforderungen entspricht)

4 = ausreichend (eine Leistung, die trotz ihrer
Miingel noch den Anforderungen geniigt)

5 = nicht ausreichend (eine Leistung, die wegen
erheblicher Mingel den Anforderungen nicht
geniigt)

(2) Zur besseren Differenzierung kénnen auch
Zwischennoten verwendet werden, so dass sich
insgesamt die folgende Notenskala ergibt:

1,0; 1,3; 1,7; 2,05 2,3; 2,7; 3,0; 3,3; 3,7;: 4,0; 5,0

(3) Ohne Anderung ihres Inhalts kann firr die
Noten anstelle der Zahlendarstellung auch die
folgende Buchstabendarstellung verwendet wer-
den:

A A-; B+ B; B-; C+; C; C; D+:D: F




§11 Zeugnisse, Urkunden, Bescheinigungen

(1) Hat ein/e Studierende/r die zur Graduierung
erforderlichen Leistungspunkte im jeweiligen Stu-
diengang erworben, so erfolgt seine/ihre Graduierung
ohne besonderen Antrag. In diesem Fall erhilt er/sie
ein Zeugnis. Im Zeugnis werden alle Lehrveranstal-
tungen unter Angabe der erworbenen Leistungspunk-
te, der Module und ggf. der Benotungsinformation
aufgefiihrt. AubBerdem gibt das Zeugnis eine Gesamt-
note an.

(2) Die Gesaminote ist das mit den Leistungspunk-
ten gewichtete arithmetische Mittel aller Noten. Da-
bei wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem
Komma berticksichtigt; alle weiteren Stellen hinter
dem Komma werden ohne Rundung gestrichen. Die
Gesamitnote ergibt sich durch die folgende Abbil-
dung:

1,0 bis einschlieflich 1,2: mit Auszeichnung
1,3 bis einschlieBlich 1,5: sehr gut

1.6 bis einschlieBlich 2,5: gut

2,6 bis einschlieBlich 3,5: befriedigend

3.6 bis einschlieBlich 4,0: ausreichend

(3) Das Zeugnis wird mit dem Datum des Tages
ausgestellt, an dem die letzten zum jeweiligen Ab-
schluss erforderlichen Leistungspunkte erworben
wurden. Das Zeugnis wird von dem/der Vorsitzenden
des Studienausschusses unterzeichnet; es trigt das
Siegel der Universitiit Potsdam.

{4) Neben dem Zeugnis wird mit dem gleichen Da-
tum eine Urkunde Uber die Verleihung des jeweiligen
akademischen Grades ausgestellt, welche den Stu-
diengang ausweist.

(5) Mit der Aushindigung der Urkunde wird die
Berechtigung zur Fithrung des jeweiligen akademi-
schen Grades erworben.

(6) Vor Abschluss des jeweiligen Studiums wird auf
Antrag des/der Studierenden eine Bescheinigung
ausgestellt. Diese enthilt alle Lehrveranstaltungen,
die der/die Studierende im jeweiligen Studiengang
bislang belegt hat. Gleichzeitig werden die erworbe-
nen Leistungspunkte, Module und gef. die Beno-
tungsinformation angegeben. Diese Bescheinigung
wird von der/dem Vorsitzenden des Studienausschus-
ses unterzeichnet.

(7) Das Zeugnis wird in Deutsch und Englisch aus-
gestellt. Die englische Version richtet sich nach den
nordamerikanischen Gepflogenheiten.

§12  Versiiumnis, Riicktritt, Tiuschung

(1) Wenn Studierende ohne triftige Griinde die Teil-
nahme an einem Leistungerfassungsschritt versdumen
oder vor Beendigung des Leistungserfassungsschrit-
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tes die Teilnahme abbrechen, wird eine mcht
ausreichende Leistung registriert. Dasselbe gilt,
wenn eine schriftliche Leistung ohne triftige
Griinde nicht innerhalb der vorgegebenen Bear-
beitungszeit erbracht wird.

(2) Die fiir das Versdumnis geltend gemachten
Griinde miissen der Lehrkraft unverziiglich
schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht wer-
den. Im Krankheitsfall ist in der Regel die Vorla-
ge eines drztlichen Attestes innerhalb von fiinf
Werktagen erforderlich. Erkennt die Lehrkraft die
Griinde an, so wird ein neuer Termin anberaumt.

(3) Versucht eine Kandidat/in, das Ergebnis
eciner Leistungserfassung durch Taduschung oder
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu be-
einflussen, gilt der entsprechende Leistungserfas-
sungsschritt als mit ,,nicht ausreichend” bewertet.
Ein/e Kandidat/in, der/die den ordnungsgemifien
Ablauf eines Leistungserfassungsschrittes stort,
kann von der jeweiligen Lehrkraft oder der/dem
Aufsichtsfilhrenden von der weiteren Teilnahme
an dem aktuellen Leistungserfassungsschritt aus-
geschlossen werden; in diesem Fall wird der
betreffende Leistungserfassungsschritt mit ,nicht
ausreichend” bewertet.

Teil 2 Bachelorstudiengang

§13 Leistungsumfang des Bachelorstudi-
ums

Zur Erlangung des akademischen Grades ,,Bache-
lor of Science” sind 180 benotete Leistungspunkte
erforderlich, die in der Regel wie folgt verteilt
sein miissen:

1. Mindestens 36 benotete Leistungspunkie in
der Einfithrungsphase (Pflicht fiir alle Studieren-
den der Linguistik)

Einfiihrungen (E)
E1 Einf in die Sprachwissenschaft (1. Sem)
E 2 Einf. in die Morphologie (1. Sem)
E3  Einf. in die Computerlinguistik (1. Sem)
E4 Einf in die Psycho-und Neurolinguistik
(1.Sem)
ES Einf indie Logik (1. Sem)
E6 Einf. in die Phonetik/Phonologie (2.
Sem) 4
E7 Einf. in die Syntax (2. Sem)
E8 Einf in die Semantik (2. Sem)
E9 Einf in die Statistik (2.Sem)

2. Mindestens 64 benotete Leistungspunkte im
Modul: Basis Linguistik (Pflicht fiir Linguistik)
und 18 Leistungspunkte aus zwei Basismodulen
nach freier Wahl (z. B. aus Computerlinguistik
CL 1-6 (oder Informatik) oder Patholinguistik PL
1-5, oder aus einem nicht-linguistischen Fach wie
z. B. Psychologie, Philosophie, Mathematik etc.)




Erweiterungen L{inguistik) (Lg)

insgesamt

Phonetik und Phonologie
Morphologie und Syntax
Sprachtypologie und Sprachvergleich
Semantik

Grammatik einzelner Sprachen (Phil.
Fak.)

Psycholinguistik

Neurolinguistik

Soziolinguistik, Historische Linguis-
tik, Pragmatik, Sprachphilosophie,
Empirische Methoden

2 Module nach freier Wahl

(z. B. aus Computerlinguistik
CLgvertictung 1-6  (oder Informatik)
Angewandte Computerlinguistik I:
Grundlagen

Programmierung

Theoretische Computerlinguistik I
Informatik

Theoretische Computerlinguistik I1
Angewandte Computerlinguistik II:
Symbolische Methoden

und Patholinguistik PLpyverierung 1-
5)

Grundlagen der Patholinguistik
Sprachverarbeitung

Neurolinguistik

Spracherwerb
Spracherwerbsstdrungen

§ 14 Auslandssemester

Ein Auslandssemester — in der Regel im 5. Se-
mester — wird dringend empfohlen. In einem
Auslandssemester sammeln die Studierenden
Leistungspunkte (ECTS-Punkte) in der Gréfien-
ordnung von 30 Punkten, die dann in Absprache
mit der Studienberatung den jeweiligen Modulen
zugeordnet werden (vgl. § 4 Abs. 6 Nr, 2 und 5).

Teil 3 Masterstudiengang
§15 Leistungsumfang des Masterstudiums

Zur Erlangung des akademischen Grades ,Master
of Science” sind 120 benotete Leistungspunkte
erforderlich, die in der Regel wie folgt verteilt
sein miissen:

1. Mindestens 75 benotete Leistungspunkte aus
Mastermodulen

3. Mindestens 60 benotete Leistungspunkte aus 4
Modulen aus der Erweiterungsphase, davon mindes-
tens 1 aus Linguistik 1-6 und mindestens 1 aus ent-
weder Psychologie, Philosophie oder Mathematik. Im
Ausnahmefall kénnen auch 15 benotete Leistungs-
punkte in einem anderen Fach erworben werden,
sofern dieser Vorgang vom Studienausschuss geneh-
migt wird.

Mastermodule (MA] und MA2 diirfen
nur von Studierenden gewihlt werden,
die keinen Bachelor-Abschluss in Linguis-
tik haben)

Einfithrungen in die Grundlagen der
Linguistik (Syntax, Phonologie, Semantik)
Einfithrungen in die Grundlagen der
Linguistik {Morphologie, Neurolin-
guistik, Psycholinguistik)

MA 3  Phonetik und Phonologie

MA 4 Morphologie und Syntax

MA 5 Semantik und Pragmatik

MA 6 Spracherwerb

MA 7 Sprachverarbeitung

MA 8 Psycholinguistik

MA 9 Neurolinguistik

MA 10 Computerlinguistik

Vertiefungen (3 Module) (Lv)

daven mindestens eins aus L(inguistik) 1-6
Phonetik und Phonologie

Morphologie und Syntax

Sprachtypologie und Sprachvergleich
Semantik

Grammatik einzelner Sprachen (Phil. Fak.)
Psycholinguistik

und mindestens 1 aus
Psychologie
Philosophie
Mathematik

2. Mindestens 15 benotete Leistungspunkte aus
benachbarter Disziplin (z.B. Philosophie, Psycho-
logie, Mathematik etc.)

Meodule aus benachbarter Disziplin

3. Mindestens 30 benotete Leistungspunkte fiir
die Abschlussarbeit (Master’s Thesis)

Master's Thesis

insgesamt

§ 16  Abschlussarbeit

(1) Die Abschlussarbeit (Master’s Thesis) wird
im letzten (vierten) Semester des Masterstudiums
geschrieben. Die Abschlussarbeit soll zeigen, dass
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die/der Kandidat/in in der Lage ist, innerhalb einer
vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selb-
stindig nach wissenschaftlichen Methoden zu bear-
beiten und die Ergebnisse sachgerecht darzustellen.

(2) Die Ausgabe des Themas erfolgt liber die/den
Vorsitzenden des Priifungsausschusses durch das
Priifungsamt. Der Zeitpunkt der Ausgabe wird dort
aktenkundig gemacht. Die Bearbeitungszeit fiir das
Thema der Abschlussarbeit betriigt 6 Monate. Das
Thema der Abschlussarbeit und der sich daraus erge-
bende notwendige Untersuchungsaufwand soll inner-
halb der festgelegten Frist von sechs Monaten zu
bewiltigen sein. Die Frist beginnt mit dem Tage der
Ubergabe des Themas der Abschlussarbeit durch das
Pritffungsamt. Die Arbeit gilt mit der Abgabe der
Abschlussarbeit beim Priifungsamt oder bei der Post-
stelle der Universitit vor Ablauf der sechsmonatigen
Bearbeitungszeit als fristgerecht beendet.

(3) Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb
des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zuriickgege-
ben werden.

{(4) Versiumt die/der Kandidat/in die Abgabefrist
schuldhaft, so gilt die Arbeit als mit "nicht ausrei-
chend" (5,0) bewertet. Liegt ein wichtiger Grund filr
das Versiumen der Frist vor, kann die/der Vorsitzen-
de des Pritfungsausschusses nach Riicksprache mit
der/dem Betreuer/in eine Fristverlingerung bis zu
einem Monat, im Krankheitsfall entsprechend der
Dauer der Krankschreibung, gewéihren.

(5) Die Abschlussarbeit ist eine fiir die Masterpri-
fung eigens angefertigte Arbeit in deutscher oder
englischer Sprache. In begriindeten Ausnahmefillen
kann der Priifungsausschuss auf Antrag der/des Kan-
didaten und nach Anhorung der/des Betreue-
rin/Betrevers die Anfertigung der Abschlussarbeit
auch in einer anderen Sprache zulassen. Ist die Arbeit
in einer Fremdsprache verfasst, muss sie als Anhang
eine kurze Zusammenfassung in deutscher Sprache
enthalten.

(6) Die Abschlussarbeit ist mit Maschine geschrie-
ben und gebunden in drei Exemplaren vorzulegen.
Sie ist mit Seitenzahlen, einem Inhaltsverzeichnis
und einem Verzeichnis der benutzten Quellen und
Hilfsmittel zu versehen. Die Passagen der Arbeit, die
fremden Werken wirtlich oder sinngemdl entnom-
men sind, miissen unter Angabe der Quellen gekenn-
zeichnet sein. Die Arbeit soll in der Regel 100 Seiten
DIN A 4 nicht iiberschreiten. Am Schluss der Arbeit
hat die/der Kandidat/in zu versichern, dass siefer sie
selbststindig verfasst sowie keine anderen Quellen
und Hilfsmittel als die angegebenen benutzt hat.

(7) Die Abschlussarbeit wird von zwei Gutach-
ter/Gutachterinnen bewertet. Die/der Priifer/in,
die/der das Thema der Abschlussarbeit gestellt hat,
begutachtet die Arbeit schriftlich und begriindet ih-
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re/seine Benotung gemdl § 14. Die/der zweite
Gutachter/in wird vom Prilfungsausschuss be-
stellt. Bei voneinander abweichender Benotung
der beiden Gutachten entscheidet innerhalb von
zwei Wochen der Priiffungsausschuss nach Anhé-
rung beider Gutachter/innen abschlieBend, wobei
das studentische Mitglied nur iiber eine beratende
Stimme verfiigt.

(8) Eine mit ,nicht ausreichend™ (5.0) bewertete
Abschlussarbeit kann nur einmal wiederholt wer-
den.

Teil 4 Schlussbestimmungen
§17 Ungiiltigkeit der Graduierung

(1) Hat ein/e Kandidat/in in einem Leistungser-
fassungsprozess getduscht und wird diese Tatsa-
che erst nach Aushiindigung des Zeugnisses be-
kannt, kann der Studienausschuss im Benehmen
mit dem Fakultdtsrat der Humanwissenschaftli-
chen Fakultét nachtriiglich die betroffenen Leis-
tungspunkte entziehen oder deren Noten entspre-
chend berichtigen. Dies kann die Annullierung
der Graduierung zur Folge haben.

{2) Waren die Voraussetzungen zur Teilnahme
an einem Leistungserfassungsprozess nicht erfiillt,
ohne dass der/die Kandidat/in tiuschen wollte,
und wird diese Tatsache erst nach Aushiéindigung
des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel
durch die Vergabe der Leistungspunkte beseitigt.
Hat der/die Kandidat/in die Teilnahme vorsétzlich
zu Unrecht erwirkt, so entscheidet der Studien-
ausschuss im Benehmen mit dem Fakultétsrat der
Humanwissenschaftlichen Fakultiit iber die
Riicknahme des Zeugnisses.

(3) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und
gef. ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen
Zeugnis ist auch die Graduierungsurkunde einzu-
ziehen, wenn die Graduierung auf Grund einer
T#uschung zu Unrecht erfolgte.

{4) Die Bestimmungen iber die Entziehung von
akademischen Graden bleiben unberiihrt.

§ 18 Geltungsbereich

Diese Priffungsordnung gilt fiir alle Studierenden,
die nach Inkrafttreten dieser Ordnung im Bache-
lor-Masterstudiengang Linguistik an der Universi-
tit Potsdam immatrikuliert werden.

§19 Ubergangsbestimmungen

Die Fortgeltung der auf der Grundlage der Beson-
deren Priifungsbestimmungen fiir die Diplomstu-




diengiinge Allgemeine und Theoretische Linguistik
und Computerlinguistik durchgefiihrten Priifungen
wird durch das In-Kraft-Treten dieser Ordnung nicht
beriihrt. Wer sich bei In-Kraft-Treten dieser Ordnung
im Diplomstudiengang Allgemeine und Theoretische
Linguistik befindet, kann die Diplompriifung lings-
tens bis zum 31. Mirz 2010 nach den bei der Auf-
nahme des Studiums geltenden Rechtsvorschriften
ablegen.

§20  In-Kraft-Treten und AuBer-Kraft-Treten

(1) Diese Priifungsordnung tritt am Tage nach ihrer
Verdffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachun-
gen der Universitdt Potsdam in Kraft.

(2) Mit Ablauf des Wintersemesters 2009/2010
treten fiir die Studierenden des Diplomstudienganges
Allgemeine und Theoretische Linguistik die Beson-
deren Pritffungsbestimmungen fiir die Diplomstudien-
giinge Allgemeine und Theoretische Linguistik und
Computerlinguistik an der Universitit Potsdam vom
13. Mérz 1997, verdffentlicht in den Amtlichen Be-
kanntmachungen (AmBek) der Universitit Potsdam
Nr. 1/00, S. 6, auber Kraft,

Studienordnung fiir die Bachelor- und
Masterstudiengiinge Linguistik an der Uni-
versitiit Potsdam

Vom 18. Juli 2002

Der Fakultiitsrat der Humanwissenschaftlichen Fakul-
tit der Universitit Potsdam hat auf der Grundlage des
§ 74 Abs. | Nr. 1 des Brandenburgischen Hochschul-
gesetzes (BbgHG) vom 20. Mai 1999 (GVBL I S.
130) gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28.
Juni 2000 (GVBL. I S. 90), am 18. Juli 2002 folgende
Studienordnung fiir den Bachelorstudiengang und
den Masterstudiengang Linguistik’ beschlossen.

Diese Studienordnung regelt auf der Grundlage der
Priifungsordnung der Bachelor- und Masterstudien-
ginge Linguistik vom 23. Mai 2002 Ziele, Inhalte,
Aufbau und Gestaltung des Studiums fiir die Bache-
lor- und Masterstudienginge Linguistik an der Uni-
versitit Potsdam.
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Teil 1 Allgemeiner Teil

Das Studium gliedert sich in verschiedene Modu-
le (vgl. Teil 1§ 1 sowie Teil 2 §§ 4-5). Ein Modul
bezeichnet eine Reihe von Vorlesungen und Se-
minaren, die inhaltlich eng zusammenhéngen und
insgesamt eine solide Einfihrung oder Speziali-
sierung in einem Forschungsbereich geben (vgl.
Teil 3 §§ 14-18; Teil 4 § 23), Das Studium glie-
dert sich in Pflichtmodule und frei wihlbare Mo-
dule.

§1 Module

Es werden die folgenden zehn Module der Lingu-
istik unterschieden:

» Phonetik/Phonologie
e Syntax




Morphologie

Grammatik einzelner Sprachen
Semantik/Pragmatik

Schmittstellen in der theoretischen Linguistik
Spracherwerb

Sprachverarbeitung

Neurolinguistik

Computerlinguistik

§2 Frei wiihlbare Module

Der Studiengang sieht frei wiihlbare Module vor,
welche zur Vertiefung oder Verbreiterung der Kennt-
nisse in Linguistik oder zum Erwerb von Allgemein-
kenntnissen genutzt werden konnen. Bei der Gestal-
tung dieser Studienanteile sollten die Studierenden
intensiv von der Studienfachberatung Gebrauch ma-
chen (vgl. Teil 3 § 14 Abs. 1; § 16 Abs. 2, 4; § 17
Abs. 4.; Teil 4 § 23 Abs. 3; § 25).

Teil2Z Module, Lehrveranstaltungen
§3 Module, Lehrveranstaltungen

Es werden durch die Linguistik-Module das jeweils
erforderliche Wissen und die erforderlichen Fihigkei-
ten erlernt. Die Lehrveranstaltungen sind den Modu-
len sinngemiB zugeordnet. Dabei ist es durchaus
moglich, dass eine Lehrveranstaltung mehreren Mo-
dulen zugeordnet werden kann. Zum erfolgreichen
Abschluss der Linguistik-Studiengéinge an der Uni-
versitdt Potsdam ist eine breite Kombination von
Modulen in hinreichender Tiefe zu studieren.

§4 Inhalt der Module

Die folgende Liste von Modulen versucht, den der-
zeitigen Stand der Entwicklung der Linguistik in
Wissenschaft und Lehre darzustellen. Es knnen neue
Module hinzukommen oder bestehende entfallen.
Module 1 — 6 gehoren zu den Linguistik-Modulen im
engeren Sinne (vgl. Teil 1 § 1). In den §§ 15 und 16
werden die Inhalte niher definiert.

1.  Phonetik und Phonologie
Dieses Modul umfasst folgenden Themen:

s  Akustische, artikulatorische und perzeptive
Phonetik
Merkmaltheorie, Allophonien
Prosodische Phonologie
Intonation und Metrische Phonologie
Phonelogische Theorien:
» Derivationelle und Lexikalische Pho-
nologie
#  Nichtlineare Phonologie
»  Optimalititstheorie (OT)

Syntax

Phrasenstruktur, multistratale Modelle
Bewegung und Inseltheorie
Bindungstheorie und Skopus
Kasus und grammatische Funktionen
Relativierte Minimalitiit
Syntaktische Theorien:
» Government and Binding Theory
(GB)

»  Optimalititstheorie (OT)
»  Minimalismus

Morphologie

¢ Lexikalische Phonologie
¢ Inkorporation
 Nominalisierung

Grammatik einzelner Sprachen

Germanische Sprachen
Romanische Sprachen

Slawische Sprachen
Nicht-indogermanische Sprachen

Semantik und Pragmatik

Nominalsemantik
Typenlogik
Tempussemantik
Sprachphilosophie

Schnittstellen in der theoretischen Linguistik

o [nformationsstruktur (Fokus, Topik)
Quantifizierung
Intonation und  Prosodie/Syntax
Mapping
Argumentstruktur und thematische
Rollen

Spracherwerb

Spracherwerb: Phonologie
Spracherwerb: Morphologie und
Syntax

Spracherwerb: Semantik und Lexi-
kon

Sprachverarbeitung

Lexikalischer Zugriff
Parsing/Syntaktische Verarbeitung
Produktion

Elektrophysiologie der Sprache
Semantische Verarbeitung

Neurolinguistik

Agrammatismus
Morphologische Storungen
Phonologische Stiirungen

Interaktion Phonologie/Orthographie




10. Computerlinguistik

Parsing

Mathematische Linguistik
Techniken der Semantikkonstruktion
Wissensreprisentation

Statistische Methoden der
Sprachverarbeitung

§5 Zuordnung von Lehrveranstaltungen zu
Modulen

Typischerweise sind einem Modul mehrere
Lehrveranstaltungen oder Themen zugeordnet. Die
jeweils aktuellen Module werden in der
Studienberatungsinformation  des  Instituts  fiir
Linguistik zusammengestellt; dort wird auch eine
Zuordnung von Lehrveranstaltungen zu Modulen
\'Ul’gt’llf)ﬂlnlt‘ﬂ.

§6 Lehrveranstaltungen

Zur Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten
werden folgende Veranstaltungsformen angebaten:

Vorlesungen (VL)

Vorlesungen mit unbegrenzter Teilnehmerzahl dienen
der Vermittlung eines Uberblicks iiber die Probleme,
Arbeitsweisen und Ergebnisse eines Teilbereiches
des Faches. Sie sollen die Verbindung dieses Berei-
ches mit weiteren (auBer-)linguistischen Forschungs-
feldern deutlich machen und somit eine Orientierung
fiir spezialisiertere Lehre bieten.

Pro-/Hauptseminare (PS/HS)

Pro-/Hauptseminare sollen die vertiefende Erarbei-
tung wissenschaftlicher Problemstellungen ermdgli-
chen. Seminare dienen der exemplarischen Einarbei-
tung in Theorien und Methoden sprachwissenschaft-
licher Praxis und Forschung anhand iiberschaubarer
Fragestellungen.

Ubungen (U)

Ubungen (U) dienen vor allem dem Erwerb methodi-
scher und praktischer Fertigkeiten, die hier vermittelt
und unter Supervision geiibt werden. Es sind Aufga-
ben unter Anleitung so zu bearbeiten, dass dabei der
Umgang mit sprachwissenschaﬁlichcr Forschungs-
methodik geiibt wird.

§7 Selbststudium, zusitzliche Studienange-
bote

(1) Der Besuch der vorgeschriebenen und empl"t_:hlc-
nen Lehrveranstaltungen kann nur ein Grundwissen
vermitteln. Eine selbstindige Vor- und Nachberei-
tung der angebotenen Themen durch z.B. Literatur-
studium, Diskussion in Studentengruppen ist daher
erforderlich. Besonders fiir einfiihrende und Fertig-

keiten vermittelnde Lehrveranstaltungen wird
empfohlen, den jeweiligen Stoff in Studiengrup-
pen unter Anleitung von Tutoren zu vertiefen.

(2) Das Studium der Linguistik verlangt ein Ver-
stindnis der  Arbeitsweisen von  Nach-
barwissenschaften. Den Studierenden wird des-
halb empfohlen, Lehrangebote von Nachbardis-
ziplinen, wie z. B. Informatik, Mathematik, Psy-
chologie, Philosophie etc. zur Erweiterung ihrer
fachlichen und beruflichen Qualifikation zu nut-
zen. Dariiber hinaus wird empfohlen, im Laufe
des Studiums an Fachkongressen in den Berei-
chen Sprachwissenschaft und anderen benachbar-
ten Disziplinen teilzunehmen.

§8 Zulassung zu einzelnen Lehrveranstal-
tungen

Die Teilnahme an Lehrveranstaltungen kann vom
Nachweis spezifischer Voraussetzungen nach
Mafigabe dieser Studienordnung abhiingig ge-
macht werden. Bei der Ankiindigung einer Lehr-
veranstalung wird im Vorlesungsverzeichnis
ausgewiesen, welchem Modul bzw. welchen
Modulen die jeweilige Veranstaltung zugewiesen
wird und ob es sich beim jeweiligen Modul um
ein Erweiterungs- oder ein Vertiefungsmodul
handelt.

§9 Bestiitigung von Studienleistungen

Die Bestitigung von Studienleistungen erfolgt
durch benotete Leistungsnachweise unter der
Angabe der erreichten Leisrungspunkte." Leis-
tungsnachweise konnen durch die Abfassung
eines Referates, durch eine Klausur, durch Ubun-
gen oder einen spezifischen Arbeitsbericht er-
bracht werden. Art, Umfang und Anforderungen
des jeweils geforderten Nachweises werden vor
Beginn der Lehrveranstaltung bekannt gegeben.

§10 Auslandsaufenthalt

(1) Leistungsnachweise kénnen auch im Ausland
erworben werden. Ein Auslandssemester wird
dringend empfohlen.

(2) Die typische Dauer eines Auslandsaufenthalts
betrdgt sechs Monate (1 Semester).

(3) In einem Auslandssemester sammeln die Stu-
dierenden ECTS-(European Credit Transfer Sys-
tem)-Punkte in der GréBenordnung von 30 Punk-
ten, die dann in Absprache mit der Studienbera-
tung den jeweiligen Modulen zugeordnet werden.

* Siche § 7 Privfungsordnung fir die Bachelor- und Masterstu-
dienginge Linguistik an der Universitdt Potsdam
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Teil3 Bachelorstudium (,Undergraduate Pro-
gram*)

§11 Ziele des Bachelorstudiums

(1) Der akademusche Grad Bachelor of Science in
Linguistik stellt einen ersten berufsqualifizierenden
akademischen Abschluss dar. Durch diesen Ab-
schluss wird festgestellt, dass der/die Kandidat/in die
Zusammenhinge des Faches iiberblickt, die Fahigkeit
besitzt, grundlegende Methoden und Erkenntnisse der
Linguistik anzuwenden und die fiir den frithen Uber-
gang in die Berufspraxis notwendigen griindlichen
Fachkenntnisse in einem Schwerpunkt der Linguistik
erworben hat. Die Lehrinhalte konzentrieren sich auf
wissenschaftliche und praktische Grundlagen des
Faches.

(2) Theorien und Methoden der Allgemeinen
Sprachwissenschaft (Linguistik) werden von anderen
Wissenschaften beeinflusst. Daher ist es wichtig, dass
die Studierenden wiihrend des Studiums auch Kennt-
nisse aus anderen Disziplinen (wie z. B. Informatik,
Mathematik, Psychologie oder Philosophie) erwer-
ben.

§12 Studienvoraussetzungen

Voraussetzung fiir das Studium der Linguistik an der
Universitdt Potsdam ist die allgemeine Hochschulrei-
fe oder ein durch Rechtsvorschrift oder von der zu-
stindigen staatlichen Stelle als gleichwertig aner-
kanntes Zeugnis oder das erfolgreiche Ablegen der
fachrichtungsbezogenen Eingangspriifung nach § 30
Abs. 3 BbgHG.

§13  Studienbeginn, Regelstudienzeit und Stu-
dienumfang

(1) Die Zulassung zum Studium erfolgt nur zum
Wintersemester.

(2) Zu Beginn des ersten Semesters findet eine Ein-
fithrung in das Studium statt, die {iber Studienaufbau
und Studieninhalte an der Hochschule informiert.

(3) Die Regelstudienzeit bis zum Bachelorabschluss
betriigt einschlieBlich des Ablegens aller Priifungen
sechs Semester.

(4) Der Studienumfang betriigt 120 SWS (d.h. durch-
schnittlich 20 SWS pro Semester Regelstudienzeit).

(5) Diese Studienordnung sicht fiir das ordnungsge-
miBe Fachstudium vor, dass die Studierenden wiih-
rend der gesamten Studienzeit Leistungspunkte im
Umfang von 180 erbringen. (Ein Jahr entspricht 60
ECTS-Punkten, ein Semester dem entsprechend 30.)
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§14 Struktur des Studiums”

(1) Das Studium umfasst eine Anzahl von Pflicht-
und Wahlpflichtveranstaltungen aus den Berei-
chen Linguistik/Allgemeine Sprachwissenschafl
und den verschiedenen Modulen der Nachbar-
disziplinen.

(2) Das Studium wird in drei verschiedene Phasen
gegliedert: Einfithrung, Erweiterung und Vertie-
fung.

(3) Die Seminare der Erweiterungs- und Vertie-
fungsphasen werden je nach Leistung bewertet.

(4) Ein Modul der Vertiefungsphase kann nur in
Kombination mit einem Modul der Erwei-
terungsphase studiert werden.

§15  Einfihrungen®

(1) In den Einfithrungsveranstaltungen erwerben
die Studierenden die fiir das weitere Studium
erforderlichen Grundkenntnisse in verschiedenen
Bereichen der Allgemeinen Sprachwissenschaft,
d.h. in theoretischer Linguistik, Computerlinguis-
tik, Psycholinguistik und Neurolinguistik. Vorge-
sehen sind auch Kurse, die eine Einfithrung in das
wissenschaftliche Arbeiten und in die Statistik
geben.

(2) Die Einfithrungskurse milssen bis zum Ende
des zweiten Semesters erfolgreich absolviert
werden.

(3) Die Anzahl der in den Einfilhrungskursen zu
erbringenden Leistungspunkte betrigt 36.

(4) Die Einfiihrungsphase (E) umfasst die folgen-
den Pflichtveranstaltungen:

El Einfiilhrung in die Sprachwissenschaft

(4 Leistungspunkte)

Einfuhrung in die Morphologie
(4 Leistungspunkte)

Einfihrung in die Computerlinguistik
(4 Leistungspunkte)

Einfilhrung in die Psycho- und Neurolin-

guistik (4 Leistungspunkte)

Einfilhrung in die Logik
(4 Leistungspunkte)

Einfihrung in die Phonetik/Phonologie
(4 Leistungspunkte)

- .
Eine exemplarische Darstellung des Studienablaufs befindet
sich in der Anlage |
® Eine kurze Beschre :
ine kurze Beschreibung der jeweiligen Inhalte der Einfoh-
rungskurse befindet sich in der Anlage 2




Einfithrung in die Syntax
(4 Leistungspunkte)
Einfithrung in die Semantik
(4 Leistungspunkte)
Einfiihrung in die Statistik
(4 Leistungspunkte)
= 36 Leistungspunkte

§16  Erweiterungen

(1) In der Erweiterungsphase werden die in den Ein-
filhrungskursen erworbenen Kenntnisse und Fertig-
keiten erweitert.

(2) Die Anzahl der in den Erweiterungskursen zu
erbringenden Leistungspunkte betrigt 82, dabei sind
64 Leistungspunkte in den L{inguistik)-Modulen der
Erweiterungsphase zu erbringen. Die verbleibenden
18 Leistungspunkte konnen in zwei frei gewiihlten
Modulen der Erweiterungs- bzw. Vertiefungsphase
erbracht werden (z. B. ein Modul aus den Erweite-
rungs- bzw. Vertiefungsphase der Computerlinguistik
(CLgw 1-6) (oder Informatik) oder ein Modul aus den
Erweiterungs-  bzw. Vertiefungsphasen  der
Patholinguistik (PLg~ 1-5) oder aus einem nicht-
linguistischen Fach wie z.B. Psychologie, Philoso-
phie, Mathematik etc.).

(3) Die Erweiterungsphase L{inguistik) (Lg 1-8) um-
fasst die folgenden Pflichtveranstaltungen:

Phonetik und Phonologie (8 Leistungspunk-
te)
Morphologie und Syntax (8 Leistungspunk-
e}
Sprachtypologie  und
(8 Leistungspunkte)
Semantik (8 Leistungspunkte)
Grammatik einzelner Sprachen
(8 Leistungspunkte)
Psycholinguistik (8 Leistungspunkie)
Neurolinguistik (8 Leistungspunkte)
Soziolinguistik, Historische Linguistik,
Pragmatik, Sprachphilosophie, Empirische
Methoden (8 Leistungspunkte)

= 64 Leistungspunkte

Sprachvergleich

(4) Als Wahlpflicht miissen mindestens zwei Module
aus den folgenden Erweiterungs- bzw. Vertiefungs-
phasen der Computerlinguistik (CLgy) oder Patho-
linguistik (PLgy) oder aus einem nicht-linguistischen
Fach (z. B. Psychologie, Philosophie, Mathematik,
Studium Generale etc.) belegt werden:

CLgy 1 Angewandte Computerlinguistik I:
Grundlagen (12 Leistungspunkte)
CLgy 2 Programmierung (12 Leistungspunkte)
CLgn 3 Theoretische Computerlinguistik I
(12 Leistungspunkie)
CLgv 4 Informatik I (12 Leistungspunkte)

CLgn 5 Theoretische Computerlinguistik 11

(12 Leistungspunkte)
CLgy 6 Angewandte Computerlinguistik I1:

Symbolische Methoden

(12 Leistungspunkte)
PLgn 1 Grundlagen der Patholinguistik

(8 Leistungspunkte)
PLg~ 2 Sprachverarbeitung (8 Leistungspunkte)
PLgv 3 Neurolinguistik (8 Leistungspunkte)
PLgv 4 Spracherwerb (8 Leistungspunkte)
PLgy 5 Spracherwerbsstirungen

(8 Leistungspunkte)

§17 Vertiefungen

(1) In der Vertiefungsphase werden die in den
Erweiterungskursen erworbenen Kenntnisse und
Fertigkeiten weitergehend vertieft. Dariiber hin-
aus sollen die Studierenden mit den praktischen
Anwendungen der erworbenen Kenntnisse und
Fertigkeiten vertraut gemacht werden.

(2) Dringend empfohlen ist ein Auslandssemester
(in der Regel im fiinften Semester).

(3) Die Anzahl der in den Vertiefungskursen zu
erbringenden Leistungspunkte betriigt 60.

(4) Die Studierenden sollen 4 Module der Vertie-
fungsphase erfolgreich absolvieren, dabei soll
mindestens ein Modul aus L{inguistik) 1-6 und
mindestens ein Modul aus entweder Psychologie,
Philosophie oder Mathematik absolviert werden.

Ly 1  Phonetik und Phonologie (15 Leistungs-
punkte)

Lyv2  Morphologie und Syntax (15
Leistungspunkte)
Sprachtypologie und Sprachvergleich
(15 Leistungspunkte)
Semantik (15 Leistungspunkte)
Grammatik einzelner Sprachen
(Phil. Fak.) (15 Leistungspunkte)
Psycholinguistik (15 Leistungspunkte)

Psychologie
Philosophie
Mathematik

Frei zu withlende Kurse aus:
Einzelphilologien

Sprachen

Studium Generale etc.




§18 Voraussetzungen fiir die Graduierung

Fiir den Abschluss BSc. sind mindestens erforderlich:

- die Pflichtveranstaltungen der Einfilhrungsphase
(E1-10) (36 Leistungspunkte)

- die Module der Erweiterungsphase (Lg 1-8) (04
Leistungspunkte)

- 2 Module der Erweiterungsphase nach freier Wahl
(z. B. aus CLgy 1-6 (oder Informatik) oder PLgyy 1-
5 oder einem nicht-linguistischen Fach wie z. B.
Psychologie, Philosophie, Mathematik Studium Ge-
nerale etc.) (18 Leistungspunkte)

- 4 Module der Vertiefungsphase, davon mindestens
1 aus Ly 1-6 und mindestens 1 aus entweder Psy-
chologie, Philosophie oder Mathematik (60 Leis-
tungspunkte)

Teil4 Masterstudium (,,Graduate Program®)
§19  Ziel des Masterstudiums

Die Absolventen des Masterstudiums haben eine
forschungsorientierte Ausbildung erhalten und wer-
den typischerweise als Fithrungskriifte in Entwick-
lung und Forschung eingesetzt werden. Die Lehrin-
halte des Masterstudiums sind durch Vertiefung von
Grundlagenwissen, Vermittlung modernster For-
schungsergebnisse und eigenstindige Forschung
geprigl.

§20 Zeitpunkt des reguliiren Studienbeginns

Das Masterstudium kann in der Regel sowohl im
Sommersemester als auch im Wintersemester begon-
nen werden.

§21 Zulassungsantrag

(1) Bewerbungen auf Zulassung zum Masterstudien-
gang sind schriftlich bei dem zustindigen Organ
(Zulassungskommission) einzureichen. Einzelheiten
des Bewerbungsverfahrens regelt der Studienaus-
schuss.’

(2) Uber die Zulassung der Bewerberinnen und Be-
werber entscheidet die Zulassungskommission.

(3) Ablehnungen sind fiir den jeweiligen Studienbe-
ginn endgiiltig. Wiederbewerbungen fiir einen ande-
ren Studienbeginn werden als Neubewerbungen be-
handelt.

(4) Die Zulassung muss in der Regel versagt werden,
wenn die angemessenen Vorleistungen (in der Regel
mindestens der Bachelor-Abschluss im Sinne dieser
Ordnung) nicht erfilllt sind. Falls ein Nachholbedarf

! Siche dic Pritfungsordnung fir dic Bachelor- und Masterstudien-
ghnge Linguistik an der Universital Potsdam, § 4
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mnerhalb der gesetzten Grenze vorliegt, kann die
Zulassungskommission  die  Bewerberin/den
Bewerber unter entsprechenden Nachholauflagen
zulassen.

§22 Zulassungskommission

(1) Die Zulassungskommission wird vom Stu-
dienausschuss eingesetzt, der auch ihre Amtszeit
bestimmt, Es steht dem Studienausschuss fres,
jedes Semester eine neue Zulassungskommission
zu bestimmen.

(2) Die Zulassungskommission hat vier Mitglie-
der. Alle Mitglieder miissen dem Institut fiir Lin-
guistik/Allgemeine Sprachwissenschaft angehd-
ren. Mindestens zwei der Mitglieder miissen Pro-
fessoren/innen sein.

(3) Die Zulassungskommission wihlt aus dem
Kreis der ihr angehorenden Hochschulleh-
rer/innen eine/n Vorsitzende/n. Beschliisse wer-
den mit einfacher Mehrheit gefasst; bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme des/der Vorsit-
zenden. Die Kommission ist beschlussfihig, wenn
mehr als die Hilfte ithrer Mitglieder, darunter
der/die Vorsitzende, anwesend sind. Uber die
Sitzungen der Kommission wird Protokoll ge-
fiihr,

(4) Die Mitglieder sind zur Amtsverschwiegenheit
verpflichtet. Sofern sie nicht dem 6ffentlichen
Dienst angehtren, sind sie durch die/den Vorsit-
zende/n entsprechend zu verpflichten.

§23 Gliederung des Masterstudiums

(1) Die Regelstudienzeit bis zum Masterabschluss
betrigt einschlieBlich des Ablegens aller Priifun-
gen vier Semester.

(2) Der Studienumfang betrdgt 80 SWS (d.h.
durchschnittlich 20 SWS pro Semester Regelstu-
dienzeit).

(3) Diese Studienordnung sieht fiir das ordnungs-
gemiille Fachstudium vor, dass die Studierenden
widhrend der gesamten Studienzeit Leistungs-
punkte im Umfang von 120 erbringen, dabei sol-
len 75 Leistungspunkte in drei Mastermodulen
aus dem Schwerpunkt (30 + 30 + 15 Punkte) und
15 Leistungspunkte in einem schwerpunktfrem-
den Modul erbracht werden. Die verbleibenden 30
Leistungspunkte entfallen auf die Master’s The-
sis. MA1 und MA2 diirfen nur von Studierenden
gewidhlt werden, die keinen Bachelor-Abschluss
in Linguistik haben,




(4) Das Masterstudium umfasst die folgenden Modu-
le:

MA 1 Einfithrungen in die Grundlagen der Lingu-
1stik (30 Leistungspunkte)
(Syntax, Phonologie, Semantik)
Einfithrungen in die Grundlagen der Lingu-
istik (30 Leistungspunkte)
(Morphologie, Neurolinguistik, Psycholin-
guistik)
MA 3 Phonetik/Phonologie
(30 oder 15 Leistungspunkte)
MA 4 Syntax und Morphologie
(30 oder 15 Leistungspunkte)
MA S5 Semantik/Pragmatik
(30 oder 15 Leistungspunkte)
MA 6 Spracherwerb
(30 oder 15 Leistungspunkte)
MA 7 Sprachverarbeitung
(30 oder 15 Leistungspunkte)
MA 8 Neurolinguistik
(30 oder 15 Leistungspunkite)
MA 9 Computerlinguistik
(30 oder 15 Leistungspunkte)
MA 10 Abschlussarbeit (Master’s Thesis)
(30 Leistungspunkte)

§24 Zeitlicher Aufbau des Masterstudiums

Es wird empfohlen, dass die Studierenden sich sofort
bei Beginn ihres Masterstudiums eine/n Betreuer/in
und ein Thema fiir ihre Abschlussarbeit (Master’s
Thesis) suchen. Die Auswahl der Lehrveranstaltun-
gen sollte individuell mit dem/der Betreuer/in unter
Beriicksichtigung des spiiteren Themas der Ab-
schlussarbeit beraten werden. Die Lehrveranstaltun-
gen sollten so auf die Semester 7 bis 10 verteilt wer-
den, dass fiir die zum Thema notwendigen Untersu-
chungen und Entwicklungen und die rechtzeitige
Erstellung der Abschlussarbeit geniigend Zeit bleibt.
Das letzte Semester ist dann fiir die Anfertigung der
Abschlussarbeit reserviert.

§ 25 Voraussetzungen fiir die Graduierung

Fiir den Abschluss MSc. sind mindestens erforder-
lich:
- 3 Mastermodule aus dem Schwerpunkt
(75 Leistungspunkte)
- 1 schwerpunktfremdes Mastermodul
(15 Leistungspunkte)
- Master's Thesis (30 Leistungspunkte)

Teil 5 Schlussbestimmungen

§26  Studienfachberatung

Die Studienfachberatung beriit die Studierenden
insbesondere iiber Aufbau und Durchfithrung des
Studiums. Zum Beratungsangebot der Studien-
fachberatung gehtren individuelle Beratungsge-
spriiche und Orientierungsveranstaltungen fiir
Studienanfinger. Die Studienfachberatung wird
studienbegleitend wiihrend der Vorlesungszeit
und der Semesterferien angeboten. Sie sollte in

jedem Fall in Anspruch genommen werden:

- zu Beginn des Studiums

- vor Studienfach-, Schwerpunkt- oder Hoch-
schulwechsel

- bei Planung eines Studiums im Ausland

§ 27 Geltungsbereich

Diese Studienordnung gilt fiir alle Studierenden,
die nach In-Kaft-Treten dieser Ordnung im Ba-
chelor-/Master-Studiengang Linguistik an der
Universitidt Potsdam immatrikuliert werden,

§128 Ubergangsbestimmungen

Die Fortgeltung der auf der Grundlage der Beson-
deren Priifungsbestimmungen fiir die Diplomstu-
dienginge Allgemeine und Theoretische Linguis-
tik und Computerlinguistik durchgefithrten Pril-
fungen wird durch das In-Kraft-Treten dieser
Ordnung nicht beriihrt. Wer sich bei In-Kraft-
Treten dieser Ordnung im Diplomstudiengang
Allgemeine und Theoretische Linguistik befindet,
kann die Diplompriifung lingstens bis zum 31,
Miirz 2010 nach den bei der Aufnahme des Studi-
ums geltenden Rechtsvorschriften ablegen.

§29 In-Kraft-Treten und AuBer-Kraft-
Treten

(1) Diese Studienordnung tritt am Tage nach ihrer
Verbdffentlichung in den Amtlichen Bekanntma-
chungen der Universitit Potsdam in Kraft.

(2) Mit Ablauf des Wintersemesters 2009/2010
treten fiir die Studierenden des Diplomstudien-
ganges Allgemeine und Theoretische Linguistik
die Besonderen Priiffungsbestimmungen und die
Studienordnung fiir die Diplomstudienginge
Allgemeine und Theoretische Linguistik und
Computerlinguistik an der Universitit Potsdam
vom 13. Mirz 1997 (AmBek UP 2000, S. 6) au-
Ber Kraft.




Anlage 1
Organisation des Bachelor Studienablaufs (Ein Beispiel)

Fiir den zeitlichen und organisatorischen Aufbau des Studiums wird folgender Vorschlag gemacht, wobei die
Verteilung der Lehrveranstaltungen auf die Fachsemester nur exemplarisch ist (ECTS = Leistungspunkte):

1.Sem

2.8em ECTS |3. Sem ECTS |4. Sem =CTS |5. Sem ECT 6. Sem

El

E7 Bl - Eal : Ly 3 4 Ly
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ES Lg 2 Lx 2 - Lg 4- 4 »
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CL/PLgn 2 Lg 6 : Lg 8

CL/PLgy 2 CL/PLgy 2 |5 CL/PLgy 2

Total
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Anlage 2
Inhalte der Einfithrungskurse

Die Grundlagen der Sprachwissenschaft werden in einer zweistiindigen Vorlesung vermittelt: Lautstruk-
tur (Phonologie), Wortstruktur (Morphologie), Satzbau (Syntax), Lehre der Bedeutung (Semantik) so-
wie Soziolinguistik, kognitive Aspekte der Sprachfihigkeit usw. werden in diesem Kurs angesprochen.

Die Morphologie ist die Lehre der Worter und der Wortbildungsprozesse (wie z. B. Flexion, Derivation
und Komposition),

Die wichtigsten Grundlagen der Computerlinguistik sind Thema dieser Veranstaltung: Programmierung,
Textverstchen usw.

Psycho- und Neurolinguistik studieren, wie sich die Sprache kognmitiv entwickelt, wie sie verarbeitet
wird und wie sie bei Sprachstorung verloren geht.

Grundlagen der Logik sind Voraussetzung fiir die formale Sprachwissenschaft.

Phonetik ist die Lehre der Artikulation und der Akustik. Phonologie ist die linguistische Erfassung der
Lautstruktur vom kleinsten Element (Merkmal) bis zur Intonation von Diskursen.

Unter Syntax versteht man die Satzbaulehre, deren Struktur und deren Bedeutung,.

Semantik ist die formale Studie der Bedeutung von Sitzen, wie sie sich kompositional aus der Bedeu-
tung ihrer Teile ergeben und wie sie dynamisch zum Diskurs beitragen.

Statistik st ein wichtiges Element der experimentellen Linguistik.




Priifungsordnung fiir den postgradualen
Studiengang
Master of Global Public Policy

Vom 11. Februar 2003

Auf der Grundlage des § 74 Abs. 1 Nr. 1 des Bran-
denburgischen Hochschulgesetzes vom 20. Mai 1999
(GVBI. 1 8. 130), getindert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 28, Juni 2000 (GVBL. 1 S. 90), hat der Fakul-
titsrat der Wirtschafis- und Sozialwissenschaftlichen
Fakultit der Universitit Potsdam am 11. Februar
2003 die folgende Priifungsordnung fiir den postgra-
dualen Studiengang Master of Global Public Policy
erlassen:®

Inhaltsiibersicht

Ziel der Master-Priifung
Akademischer Grad
Regelstudienzeit und Umfang des Studiums
Pritfungsausschuss
Priifer/innen und Beisitzer/innen
Anrechnung von Studienzeiten oder Studien-
leistungen
Umfang der Master-Prilfung
Bewertung der Priiffungsleistungen
Formen von studienbegleitenden Priifungsleis-
tungen
Studienbegleitende Priifungen
Lehrveranstaltungen des  Erginzungsbe-
reichs
§ 12 Master-Arbeit und Verteidigung
§ 13 Bestehen und Gesamtnote der Master-Priifung
§ 14 Zeugnis und Urkunde
§ 15 Regelungen zum Nachteilsausgleich
§ 16 Versdumnis, Riicktritt, Tauschung, Ordnungs-
verstoll, Ungiiltigkeit von Entscheidungen
§17 In-Kraft-Treten

Anhang: Ubersicht tiber die Priifungs- und Studien-
leistungen in einem exemplarischen Studienverlauf

§1 Ziel der Master-Priifung

Durch die Master-Priifung soll festgestellt werden, ob
der oder die Studierende nationale Grenzen {iberstei-
gende Politikprobleme (Policy Problems) bilateraler,
regionaler und globaler Art in den intcmatiunalep
Beziehungen, deren Losung die Zusammenarbeit
mehrerer Staaten erfordert, theoretisch und metho-
disch fundiert analysieren kann, gegebenenfalls Lo-
sungsansitze aufzeigen kann, wissenschaftliche Me-
thoden und Erkenntnisse selbstindig anwenden kann
und die fiir eine berufliche Titigkeit in diesem Be-
reich erforderlichen Fiihigkeiten erworben hat.

Genchmigt durch den Rektor der Universitit Potsdam am 15.
Mai 2003

§2 Akademischer Grad

Aufgrund der bestandenen Master-Priiffung ver-
leiht die Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche
Fakultit der Universitiit Potsdam den akademi-
schen Grad "Master of Global Public Policy".

§3 Regelstudienzeit und Umfang des Stu-
diums

(1) Die Regelstudienzeit betriigt einschlieBlich
der Anfertigung der Master-Arbeit zwei Semester
und zwei Monate, insgesamt 14 Monate,

(2) Das Studium umfasst eine Gesamtleistung

von 70 Leistungspunkten (entsprechend den Re-

gelungen des European Credit Transfer System).

Im Einzelnen sind folgende Leistungspunkte (LP)

nachzuweisen:

a) 30 LP fiir obligatorische Lehrveranstaltun-
gen,

b) 17,5 LP fiir Wahlpflichtlehrveranstaltungen,

¢) 6 LP fiir Lehrveranstaltungen des

d) Erginzungsbereichs,

¢) 13 LP fiir die Master-Arbeit,

f) 3,5 LP fir die Verteidigung der Master-
Arbeit.

§4 Priifungsausschuss

(1) Fiir den Studiengang Master of Global Public
Policy bestellt der Fakultétsrat einen Pritfungsaus-
schuss. Diesem gehiren 4 Mitglieder an: zwei
Professor/inn/en und ein‘e akademische Mitarbei-
ter/in der Fakultdt, die im Studiengang Master of
Global Public Policy in der Lehre titig sind oder
waren, sowie ein/e Studierende/r aus diesem Stu-
diengang.

(2) Die Amtszeit des studentischen Mitglieds des
Priffungsausschuss betriigt ein Jahr, die der tibri-
gen Mitglieder zwei Jahre. Der Priifungsaus-
schuss wihlt aus dem Kreise der ihm angehd-
renden Professor/inn/en eine/n Vorsitzende/n
sowie eine/n Stellvertreter/in. Beschliisse werden
mit einfacher Mehrheit getroffen. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme der/des Vorsit-
zenden. Der Pritffungsausschuss ist beschluss-
fihig, wenn mehr als die Hilfte seiner Mitglieder
anwesend sind, darunter der/die Vorsitzende oder
dessen/deren Stellvertreter/in. Uber die Sitzungen
des Prifungsausschuss wird Protokoll gefithrt,
Der Priifungsausschuss kann sich eine Geschifts-
ordnung geben. Die Sitzungen des Priifungsaus-
schuss sind nicht 6ffentlich,

(3) Der Priifungsausschuss entscheidet iiber alle
Priifungsangelegenheiten im Studiengang Master
of Global Public Policy, sofern nach dieser Prii-
fungsordnung nicht der/die Vorsitzende oder die
Priifer/innen zustindig sind. Der Priifungsaus-
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schuss kann Ausfilhrungsbestimmungen zu dieser
Prifungsordnung beschlieBen. Fiir Regelfille kann
der Pritfungsausschuss Zustindigkeiten auf den/die
Vorsitzenden oder dessen/deren Stellvertreter/in
itbertragen.

(4) Die Mitglieder des Priifungsausschusses unter-
liegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht
dem Gffentlichen Dienst angehéren, sind sie durch
den/die Vorsitzende/n zur Verschwiegenheit zu ver-
pflichten.

(5) Studierende kinnen auf Antrag Einsicht in die
Bewertung der eigenen  schriftlichen  Prii-
fungsleistungen, in die Protokolle der eigenen miind-
lichen Prilfungsleistungen sowie in die Gutachten der
eigenen Master-Arbeit erhalten.

§5 Priifer/innen und Beisitzer/innen

(1) Der Prilfungsausschuss bestellt fir jede Pritfung
die Priifer/innen und - soweit erforderlich - die Bei-
sitzer/innen. Priifer/innen und Beisitzer/innen kénnen
Professor/inn/en oder akademische Mitarbeiter/innen
der Fakultit sowie Lehrbeaufiragte sein. Prifer/innen
sollen in der Regel im Studiengang Master of Global
Public Policy eine eigenverantwortliche, selbstindige
Lehrtitigkeit ausgeiibt haben.

(2) Pritfer/innen und Beisitzer/innen unterliegen der
Amtsverschwiegenheit.

(3) Studienbegleitende Prilfungsleistungen werden
von den jeweils verantwortlichen priifungsbe-
rechtigten Lehrkriften bescheinigt. Die Priifungsbe-
rechtigung wird vom Priifungsausschuss festgestellt.

§6 Anrechnung von Studienzeiten oder Stu-
dienleistungen

(1) Im Studiengang Master of Global Public Policy
kénnen weder Studienzeiten noch Studienleistungen
aus vorangegangenen Studien angerechnet werden,

(2) Studienleistungen und studienbegleitende Pril-
fungsleistungen, die im Rahmen wvon Koopera-
tionsvereinbarungen auflerhalb der Universitit Pots-
dam erbracht werden, werden vom Priifungsaus-
schuss nach MafBgabe der Studienordnung und der
Priifungsordnung anerkannt.

§7 Umfang der Master-Priifung

(1) Die Master-Priifung umfasst:

(a) studienbegleitende Prilfungen in obligatorischen
Lehrveranstaltungen mit insgesamt 30 Leis-
tungspunkten,

(b) studienbegleitende Prilfungen in Wahlpflicht-
lehrveranstaltungen mit insgesamt
17,5 Leistungspunkten,

{c) die Master-Arbeit mit 13 Leistungspunkten,
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(d) die miindliche Verteidigung der Master-
Arbeit mit 3,5 Leistungspunkten.

(2) Der Nachweis der erfolgreichen Teilnahme
an Lehrveranstaltungen des Erginzungsbereichs
im Umfang von 6 Leistungspunkten ist Voraus-
setzung filr den Abschluss der Master-Priifung.

(3) Eine Ubersicht iiber die Priifungs- und Stu-
dienleistungen in einem exemplarischen Studien-
verlauf wird im Anhang zu dieser Priifungsord-
nung gegeben.

(4) Alle Priifungsleistungen werden im Regelfall
in englischer Sprache erbracht.

§8 Bewertung der Priifungsleistungen

(1) Zur Benotung einer Leistung sind, in Anleh-
nung an die Bewertungsskala des European Cre-
dit Transfer System, folgende Noten zu verwen-
den:

1,0bis 1,5 =A =hervorragend (excellent),

1,6 bis 2,0 =B =sehr gut (very good),

2,1 bis 3,0 =C =gut(good),

3,1bis3,5 =D =befriedigend (satisfactory),
3,6 bis4,0 =E = ausreichend (sufficient),

4,1 bis 5,0 =F = nicht bestanden (fail).

(2) Umfasst eine Priifung mehrere Priifungsleis-
tungen, errechnet sich die Note der Priifung aus
dem - ggf. gewichteten - Durchschnitt der Noten
fir die Teilleistungen. Bei dieser Berechnung
wird als Notenwert nur die erste Stelle hinter dem
Komma beriicksichtigt.

§9 Formen von studienbegleitenden Prii-
fungsleistungen

(1) Bei studienbegleitenden Priifungen sind im

Studiengang Master of Global Public Policy in

der Regel die nachstehend genannten Formen von

Prilfungsleistungen vorgesehen:

(a) Abhalten eines Referats (Oral Presentation)
cinschlieBlich der Vorlage eines Thesenpa-
piers mit einem Regelumfang von 2-3 Seiten
(etwa 1000 Warter),

Anfertigen einer schrifilichen Hausarbeit
(Term Paper) mit einem Regelumfang von
15 Seiten (etwa 6000 Worter),

Abfassen einer schriftlichen Klausur (Writ-
ten Examination) am Ende der Lehrveran-
staltung mit einer Dauer von 90 Minuten, die
die Uberpriifung des in dieser Lehrveranstal-
tung erworbenen Wissens anhand von kon-
kreten Fragen- und Aufgabenstellungen er-
maglicht.

(2) Zusitzlich zu den in diesen Formen erbrach-
ten Priifungsleistungen wird die aktive Mitarbeit
der Studierenden in der entsprechenden Lehrver-




anstaltung als Priifungsleistung bewertet, Bei der
Bewertung der aktiven Mitarbeit beriicksichtigt die
Lehrkraft (a) die regelmiBige Anwesenheit des/der
Studierenden, (b) die Qualitit des individuellen
miindlichen Beitrags zur Lehrveranstaltung und (c)
den Beitrag, den der/die Studierende durch seine/ihre
aktive Mitarbeit leistet, um das Vermitteln und Ver-
stehen des behandelten Stoffes fiir die anderen Teil-
nehmer and der Lehrveranstaltung zu fordern.

(3) Mit Zustimmung des Priifungsausschusses kin-
nen die Lehrkrifte weitere geeignete Formen von
Priifungsleistungen anwenden.

§ 10 Studienbegleitende Priifungen

(1) In einer Lehrveranstaltung mit 5 Leistungspunk-
ten (Major) umfasst die studienbegleitende Priifung
zwei der in § 9 Abs. | genannten drei Priffungsleis-
tungen. In die Note dieser Priifung gehen die aktive
Mitarbeit des/der Studierenden mit einem Gewicht
von 20 % und die beiden weiteren Priifungsleistun-
gen mit einem Gewicht von jeweils 40 % ein.

(2) In einer Lehrveranstaltung mit 2,5 Leistungs-
punkten (Non-Major) besteht die studienbegleitende
Prilfung aus einer der in § 9 Abs. | genannten drei
Priifungsleistungen. In die Note dieser Priifung gehen
die aktive Mitarbeit des/der Studierenden mit einem
Gewicht von 40 % und die weitere Priifungsleistung
mit einem Gewicht von 60 % ein.

(3) Die Lehrkraft bestimmt, welche Prilfungsleis-
tungen innerhalb der nach Abs. 1 und 2 bestehenden
Optionen erbracht werden. In Wahlpflichtlehrveran-
staltungen konnen die Studierenden mit Zustimmung
der Lehrkraft wihlen, ob sie Priifungsleistungen fiir
2,5 Leistungspunkte oder fiir 5 Leistungspunkte
erbringen wollen.

(4) Zu einer studienbegleitenden Priifung gilt als
angemeldet, wer die mit dieser Priifung verbundene
Lehrveranstaltung ordnungsgemiB belegt hat. Die
Leistungen werden dem/der Studierenden auf dem
jeweiligen Nachweis bescheinigt, wenn mindestens
die Note ,ausreichend® (4,0) erreicht wird. Wird eine
studienbegleitende Priifung mit ,nicht bestanden™
(4,1 bis 5,0) bewertet, dann kann sie einmal wieder-
holt werden. Dabei kann aus wichtigem Grund von
den beim ersten Versuch angewandten Priifungsfor-
men abgewichen werden. Eine Wie-
derholungspriifung in Form einer schriftlichen pl‘_‘ﬂ-
fung sollte frithestens eine Woche und spitestens vier
Wochen nach dem Nicht-Bestehen der Prilfung
durchgefilhrt werden.

§ 11 Lehrveranstaltungen des Ergiinzungsbe-
reichs

Das Bestehen der Master-Prilfung setzt voraus, dass
der/die Studierende zusiitzlich zu den Pflichtlehrver-

anstaltungen und Wahlpflichtlehr-veranstaltungen
an Lehrveranstaltungen des Ergénzungsbereichs
(zum Beispiel Kurse in Academic Writing Skills,
Kolloguien, Exkursionen oder Summer School)
im Umfang von insgesamt 6 Leistungspunkten
erfolgreich teilgenommen hat. Die erfolgreiche
Teilnahme an den Lehrveranstaltungen des Er-
ginzungsbereichs wird von der zustindigen Lehr-
kraft, im Regelfall durch ein Testat, bestitigt.

§ 12 Master-Arbeit und Verteidigung

(1) Mit der Master-Arbeit soll der/die Studieren-
de nachweisen, dass er/sie zu einer eigenstiindigen
fachwissenschaftlichen Bearbeitung eines Themas
aus dem Gegenstandsbereich Global Public Policy
in einem begrenzten Zeitraum unter Anwendung
wissenschaftlicher Methoden in der Lage ist.
Der/die Betreuer/in der Master-Arbeit wird vom
Priifungsausschuss bestellt und ist im Regelfall
ein/e Professor/in der Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Fakultdt, der/die im Studiengang
mitwirkt. Ausnahmsweise kann der Priifungs-
ausschuss auch Lehrbeauftragte mit der Betreu-
ung beaufiragen.

(2) Studierende kénnen Vorschlige fiir die Wahl
des Themas und des Betreuers/der Betreuerin
unterbreiten. An diese Vorschlige ist der Prii-
fungsausschuss nicht gebunden. Das Thema ist
aus einem der Sachgebiete zu wihlen, die im
Studiengang behandelt werden. Es wird wvon
dem/der Betreuer/in gestellt und vom Prilfungs-
ausschuss zu einem fiir alle Studierenden ein-
heitlichen Zeitpunkt nach dem Ende der Lehrver-
anstaltungen des zweiten Semesters vergeben.
Der Ausgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen.
Das Thema der Master-Arbeit kann in begriinde-
ten Ausnahmefillen nur einmal und nur innerhalb
der ersten zwei Wochen der Bearbeitungszeit
zuriickgegeben werden.

(3) Im Ausnahmefall kann die Master-Arbeit als
Gruppenarbeit mehrerer Studierenden zugelassen
werden. Voraussetzung dafiir ist, dass der Beitrag
der einzelnen Studierenden eindeutig identifiziert
werden kann.

(4) Die Master-Arbeit ist im Regelfall in engli-
scher Sprache abzufassen. Der Regelumfang
betrdgt 40 Seiten (etwa 15.000 Woérter). Die Be-
arbeitungszeit dauert zwei Monate. Auf begriin-
deten Antrag des/der Studierenden kann der Pril-
fungsausschuss die Bearbeitungszeit um héchs-
tens 14 Tage verlingern.

(5) Die Master-Arbeit ist fristgerecht in dreifa-
cher Ausfertigung bei der Geschiftsstelle des
Studiengangs Master of Global Public Policy
einzureichen. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkun-
dig zu machen. Der Arbeit ist eine eigenhiindig
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unterschricbene eidesstattliche Erklirung beizufiigen,
in der der/die Studierende bestitigt, dass er/sie die
Arbeit selbstindig und ohne Benutzung anderer als
der angegebenen Quellen und Hilfsmittel angefertigt
hat und er/sie eine Arbeit mit gleichem oder #hnli-
chem Thema zuvor keiner anderen Institution als Prii-
fungsleistung vorgelegt hat.

(6) Die Master-Arbeit wird von dem/der Betreuer/in
(Erstgutachter) und von einem/r Zweitgutachter/in
bewertet, der/die ebenfalls vom Priifungsausschuss
benannt wird. Der/die Zweitgutachter/in soll im Re-
gelfall ein/e Professor/in der Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaftlichen Fakultit der Universitit Pots-
dam oder eine andere im Studiengang Master of
Global Public Policy tiitige Lehrkraft sein. Die Gut-
achten sollen innerhalb einer Frist von hochstens
einem Monat erstellt werden und die Bewertung
begriinden,

(7) Die Note der Master-Arbeit ergibt sich aus dem
arithmetischen Mittel der Bewertungen der beiden
Gutachter. Betréigt die Bewertungsdifferenz mehr als
zwel volle Notenstufen, bestimmt der Priifungsaus-
schuss eine/n Drittgutachter/in. In diesem Fall wird
die Note der Master-Arbeit aus dem arithmetischen
Mittel der Bewertungen der drei Gutachter gebildet.

(8) Wird die Master-Arbeit mit ..nicht bestanden®
(4,1 bis 5,0) bewertet, erhilt der/die Studierende die
Mdglichkeit, innerhalb von héichstens drei Monaten
eine neue Arbeit zu schreiben und zu verteidigen. Da-
zu wird vom Priifungsausschuss ein neues Thema
vergeben. Fiir die Wiederholung kann ein/e andere/r
Betreuer/in und andere Priifer/innen bestellt werden.
Es ist hichstens eine Wiederholung méglich.

(9) Die Verteidigung der Master-Arbeit findet vor
einer Priifungskommission statt, die vom Priifungs-
ausschuss eingesetzt wird und im Regelfall aus
dem/der Betreuer/in und dem/der Zweitgutachter/in
der Master-Arbeit besteht. Die Verteidigung besteht
aus einem Vortrag des/der Studierenden iiber zentrale
Fragestellungen und Ergebnisse der Master-Arbeit
sowie einem Priifungsgesprich, welches sich auf das
Sachgebiet bezieht, aus dem das Thema der Master-
Arbeit gewihlt wurde. Die Verteidigung dauert im
Regelfall 30 Minuten. Bei der Verteidigung kénnen
Studierende des Studiengangs Master of Global Pub-
lic Policy als Zuhrer anwesend sein, sofern der/die
Kandidat/in zustimmt. Wird die Verteidigung der
Master-Arbeit mit ,nicht bestanden® (4,1 bis 5,0)
bewertet, kann sie einmal wiederholt werden.

§13 Bestehen und Gesaminote der Master-
Priifung

(1) Die Master-Priifung ist bestanden, wenn ein/e
Studierende/r die erfolgreiche Teilnahme an Lehrver-
anstaltungen des Erginzungsbereichs mit insgesamt 6
Leistungspunkten nachgewiesen hat, sdmtliche stu-
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dienbegleitenden Priifungsleistungen mit mindes-
tens der Note ,,ausreichend* (4,0) erbracht hat und
die Master-Arbeit sowie deren Verteidigung mit
mindestens der Note ,.ausreichend” (4,0) bewertet
wurden.

(2) Die Gesamtnote ergibt sich nach Leistungs-
punkten gewichtet aus den Noten der studienbe-
gleitenden Priifungsleistungen, der Master-Arbeit
und der Verteidigung. Die Lehrveranstaltungen
des Ergénzungsbereichs einschlieBlich des Kollo-
quiums zur Vorbereitung der Master-Arbeit (The-
sis-Collogquium) werden bei der Ermittlung der
Gesamtnote nicht beriicksichtigt.

(3) Die mehrfache Anrechnung von Veranstal-
tungen auf die vorgegebene Zahl der Leistungs-
punkte sowie auf die Gesamtnote ist ausgeschlos-
sen. Werden von einem/einer Studierenden mehr
als die geforderten studienbegleitenden Priifungen
bestanden, entscheidet diese/r, welche Priifungen
bei der Bildung der Gesamtnote beriicksichtigt
werden sollen. Im Zweifelsfall werden die fiir
den/die Kandidat/in gilinstigsten Noten gewertet.

§ 14 Zeugnis und Urkunde

(1) Uber die bestandene Master-Priifung wird
unverziiglich ein Zeugnis ausgestellt. Das Zeugnis
trigt das Datum des Tages, an dem die letzte
Prilfungsleistung erbracht worden ist, und enthiilt
mindestens die Noten der von dem/der Studieren-
den abgeschlossenen studienbegleitenden Pritfun-
gen, das Thema und die Note der Master-Arbeit,

" die Note der miindlichen Verteidigung sowie die

Gesamiote. Flr die Lehrveranstaltungen des
Erginzungsbereichs wird keine Note ausgewie-
sen. Das Zeugnis wird von dem/der Vorsitzenden
des Priiffungsausschusses sowie von dem/der
Dekan/in der Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Fakultit unterzeichnet.

(2) Zusidtzlich zum Zeugnis wird dem/der Studie-
renden eine Urkunde iber die Verleihung des
akademischen Grades , Master of Global Public
Policy* ausgehindigt. Die Urkunde wird von
dem/der Vorsitzenden des Priffungsausschusses
sowie von dem/der Dekan/in der Wirtschafts- und
Sozialwissenschafilichen Fakultit unterzeichnet
und mit dem Siegel der Universitit Potsdam ver-
sehen. Mit der Aushindigung der Urkunde erhilt
der/die Studierende die Befugnis, den akademi-
schen Grad ,,Master of Global Public Policy* zu
fithren.

(3) Zeugnis und Urkunde werden in englischer
Sprache ausgefertigt und konnen als Zusatz die im
angelsichsischen Sprachraum {iblichen Aquiva-
lente der Benotung enthalten,




§ 15 Regelungen zum Nachteilsausgleich

(1) Weist ein/e Studierende/r nach, dass er/sic wegen
linger andauernder oder stindiger korperlicher Be-
eintrichtigungen bzw. Behinderungen nicht in der
Lage ist, Priifungsleistungen ganz oder teilweise in
der vorgesehenen Form zu erbringen, legt der Prii-
fungsausschuss auf schriftlichen Antrag in Absprache
mit dem/der Studierenden und dem/der Priifer/in
MaBnahmen fest, durch die gleichwertige Priifungs-
und Studienleistungen innerhalb einer verlingerten
Bearbeitungszeit oder in anderer Form erbracht wer-
den kiinnen.

(2) Soweit die Einhaltung von Fristen fur die erst-
malige Meldung zu Priifungen, die Wiederholung
von Priifungen, die Griinde fiir das Versiumnis von
Priiffungen und die Einhaltung von Bearbeitungszei-
ten fiir Priifungsarbeiten betroffen sind, steht der
Krankheit des/der Studierenden die Krankheit und die
dazu notwendige alleinige Betreuung eines/einer
nahen Angehdrigen gleich. Nahe Angehbrige sind
Kinder, Eltern, Grofieltern, Ehe- und Lebenspartner,
Gleiches gilt angelehnt an die Regelungen in § 3 und
§ 6 Mutterschutzgesetz fiir Schwangere und Wischne-
rinnen.

(3) Studierende, die mit einem Kind / mit Kindern,
fir das/die ihnen die Personenfiirsorge zusteht, im
selben Haushalt leben und es tberwiegend allein
versorgen, sind berechtigt, einzelne Priifungsleistun-
gen und Hochschulpriifungen nach Ablauf der in den
Priifungsordnungen hierfiir vorgesehenen Fristen
abzulegen; Entsprechendes gilt fiir die Fristen zur
Erbringung von Studienleistungen. Fristen fir Wie-
derholungspriifungen konnen nur um bis zu zwei
Semester verlingert werden. Die Berechtigung er-
lischt mit dem Ablauf des Semesters, in dem die in
Satz 1 genannten Voraussetzungen entfallen.

§16 Versiumnis, Riicktritt, Tiuschung, Ord-
nungsverstoB, Ungiiltigkeit von Entschei-
dungen

(1) Eine Priifungsleistung wird mit ,nicht bestan-
den* (5,0) bewertet, wenn der/die Studierende einen
fiir ihn/sie bindenden Priifungstermin ohne triftigen
Grund versdumt oder wenn er/sie von einer Priifung,
die er/sie angetreten hat, ohne triftigen Grund zuriick-
tritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Priifungs-
leistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbei-
tungszeit erbracht wird.

(2) Versucht ein/eine Studierende/r das Ergebnis
seiner Studien- und/oder Priifungsleistung dur;h
Thuschung, Benutzung nicht zugelassener Hilfsmit-
tel, Drohung, Vorteilsgewdhrung oder Bestechung zu
beeinflussen, wird die betreffende Leistung mit
_nicht bestanden® (5,0) bewertet. Wer den ordnungs-
gemiBen Ablauf einer Priifung stért, kann von der
verantwortlichen Lehrkraft von der Fortsetzung der

Pritfungsleistung ausgeschlossen werden. In die-
sem Fall wird diese mit ,,nicht bestanden* (5,0)
bewertet.

(3) Der/die Studierende kann verlangen, dass
Entscheidungen geméB Absatz 1 und 2 vom Prii-
fungsausschuss unverziiglich iiberpriift werden.
Belastende Entscheidungen sind dem/der Betrof-
fenen schriftlich mitzuteilen und zu begriinden. In
schwerwiegenden Fillen, die die Entziehung des
angestrebten akademischen Grades rechtfertigen
wiirden, kann der Priifungsausschuss bestimmen,
dass die Gesamtpriifung endgiiltig nicht bestanden
ist.

(4) Die Entscheidung iiber einzelne Studien-
und/oder Priifungsleistungen oder die gesamte
Pritfung oder die Feststellung des Studienab-
schlusses insgesamt kann durch den Priifungsaus-
schuss nachtriiglich berichtigt oder zuriickge-
nommen werden, wenn bekannt wird, dass sie
durch Tauschung, Benutzung nicht zugelassener
Hilfsmittel, Drohung, Vorteilsgewihrung oder
Bestechung erwirkt wurde. Entscheidungen nach
Satz 1 kénnen nur vor Ablauf von finf Jahren
nach dem Datum des Priifungszeugnisses getrof-
fen werden.

(5) Dem/der Studierenden ist vor der Entschei-
dung gemiB Absatz 3 und 4 Gelegenheit zur Au-
Berung zu geben. Die unrichtigen Leistungsnach-
weise, Zeugnisse und Urkunden sind einzuziehen.

§17 In-Kraft-Treten

Diese Ordnung tritt am Tage nach der Verdffent-
lichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der
Universitit Potsdam in Kraft




Anhang

Ubersicht iiber die Priifungs- und Studienleistungen in einem exemplarischen Studiengang

Studienbereiche
Lehrveranstaltungen

Priifungsleistungen

RY LAY

Leistungs-
punkte

1. Studienbegleitende Priifungen in obligatorischen Leh rveranstaltungen*

A. Global Public
and Global Governance

Policy

International Institutions and
International Public Policy

Global Governance

2 Major: Jeweils zwei der drei folgenden Leistungen:

« Hausarbeit

» Referat

« Klausur

sowie aktive Mitarbeit

B. Public Policy and Public
Management

Basics of Policy Analysis

Zwei der drei folgenden Leistungen:
« Hausarbeit
« Referat
« Klausur
sowie aktive Mitarbeit

C. Intermational Political

Economy

Introduction to International
Political Economy

Major: Zwei der drei folgenden Leistungen:
« Hausarbeit
« Referat
» Klausur
sowie aktive Mitarbeit

E. Public Administration and
Public Policies in Regions
and Selected Countries

Comparative Government
and Administration Studies

Zwei der drei folgenden Leistungen:
« Hausarbeit
« Referat
s Klausur
sowie aktive Mitarbeit

M. Methods and Skills

Management Behaviour and
Skills

Major: Zwei der drei folgenden Leistungen:
Hausarbeit

» Referat

» Klausur

sowie aktive Mitarbeit

2. Studienbegleitende Priifungen in Wahlpflichtlehrveranstaltungen**

A. Global Public
and Global Governance

Policy

2 Major: Jeweils zwei der drei folgenden Leistungen:

+ Hausarbeit

» Referat

« Klausur

sowie aktive Mitarbeit

B. Public Policy and Public
Management

Non-Major:
» Referat oder Hausarbeit oder Klausur
sowie aktive Mitarbeit

2,5

D. Disciplinary Contributions

MNen-Major:
» Referat oder Hausarbeit oder Klausur
sowie aktive Mitarbeit

2,5

Non-Major:
« Referat oder Hausarbeit oder Klausur
sowie aktive Mitarbeit

2.5

Studienbereiche
Lehrveranstaltungen

Priifungsleistungen

Leistungs-
punkte




3. Master-Arbeit und Verteidigung

Master- Arbeit

Miindliche Verteidigung der Master-Arbeit

4. Lehrveranstaltungen des Ergiinzungsbereichs (Studienleistungen ohne Benotung)

Academic Writing Skills Aktive Teilnahme und Ubungsaufgaben

Exkursion oder | Exkursion: Bericht, Moderation eines Exkursionster-
Summer School (bis zu 1.5 mins

Wochen) Summer School: Auswertungsbericht

Aktive Teilnahme und Vorstellung des Thesis-
Projekts

Thesis-Colloguium

Gesamit:

* In diesem Beispiel wird davon ausgegangen, dass obligatorische Lehrveranstaltungen nur als Major mit 5 LP

angeboten werden.

Die Zahl der Wahlpflichtlehrveranstaltungen variiert entsprechend der Wahl der Studierenden. Um die erfor-
derlichen 17,5 LP im Wahlpflichtbereich zu erreichen, kinnen Studierende Lehrveranstaltungen als Major
fiir 5 LP oder als Non-Major mit 2,5 LP belegen. Im oben skizzierten Beispiel erreicht der/die Studierende
die erforderliche Zahl von 17,5 LP, indem er/sie im ersten Semester eine Lehrveranstaltung im Studienbe-
reich A als Major und je eine Wahlpflichtlehrveranstaltung in den Studienbereichen B und E als Non-Major
sowie im zweiten Semester eine Lehrveranstaltung im Studienbereich A als Major und eine Lehr-
veranstaltung im Studienbereich D als Non-Major absolviert. Die Studienbereiche werden in der Studienord-
nung definiert.




Studienordnung fiir den postgradualen
Studiengang
Master of Global Public Policy

VYom 11. Februar 2003

Auf der Grundlage des § 74 Abs. 1 Nr. | des Bran-
denburgischen Hochschulgesetzes vom 20. Mai 1999
(GVBI. 18. 130), getindert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 28. Juni 2000 (GVBI. 1 S. 90), und der Prii-
fungsordnung fiir den postgradualen Studiengang
Master of Global Public Policy vom 11. Februar 2003
hat der Fakultitsrat der Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Fakultit der Universitit Potsdam am
11. Februar 2003 fiir diesen Studiengang die folgende
Studienordnung erlassen: °

Inhaltsiibersicht

Geltungsbereich

Ziele des Studiengangs
Zugangsvoraussetzungen
Studienberatung und Studienvorbereitung
Regelstudienzeit und Studienumfang
Inhaltliche Gliederung des Studiums
Lehr- und Studienformen

Evaluierung und Qualitéitskontrolle
In-Kraft-Treten

OO0 =] Oh L L L D —

Anhiinge:
Anhang 1: Exemplarischer Studienverlaufsplan
Anhang 2: Ubersicht iiber die Studienbereiche

§1 Geltungsbereich

Diese Studienordnung regelt in Verbindung mit der
Priifungsordnung Ziele, Inhalt und Aufbau des post-
gradualen Studiengangs Master of Global Public
Policy an der Wirtschafts- wund Sozial-
wissenschaftlichen Fakultit der Universitiit Potsdam,

§2 Ziele des Studiengangs

(1) Der postgraduale Studiengang Master of Global
Public Policy soll die Studierenden auf der Basis der
bereits vorhandenen wissenschaftlichen Qualifikatio-
nen befdhigen, nationale Grenzen {bersteigende
Politikprobleme (Policy Problems) bilateraler, regio-
naler und globaler Art in den internationalen Bezie-
hungen, deren Losung die Zusammenarbeit von meh-
reren Staaten erfordert, theoretisch und methodisch
fundiert zu analysieren, gegebenenfalls Ldsungsan-
siitze aufzuzeigen, und wissenschaftliche Methoden
und Erkenntnisse selbstindig anzuwenden. Damit soll
der Studiengang den Studierenden die fiir eine beruf-

*  Genehmigt durch den Rektor der Universitit Potsdam am 15,
Mai 2003
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liche Titigkeit in diesem Bereich erforderlichen
Féhigkeiten vermitteln.

(2) Der Studiengang wird vollstindig in engli-
scher Sprache durchgefithrt. Er richtet sich als
"Mid-career Programm insbesondere an inlindi-
sche und auslindische Fach- und Fiihrungskrifte
sowohl aus dem &ffentlichen als auch dem nicht-
offentlichen Sektor.

(3) Aufgrund der bestandenen Priifungen wird
der akademische Grad "Master of Global Public
Policy" verliehen.

§3 Zugangsvoraussetzungen

(1) Voraussetzungen zur Teilnahme am Studien-
gang Master of Global Public Policy sind:

(a) ein akademisches Studium mit dem Ab-
schluss eines Bachelor of Arts oder einem min-
destens gleichwertigen Abschluss,

(b) erste Berufserfahrungen im offentlichen
oder nichtéffentlichen Sektor,

(c)  nachgewiesene gute englische Sprach-
kenntnisse entsprechend dem Test of English as
Foreign Language (TOEFL) mit mindestens 230
(computerbased) bzw. 570 (paperbased) Punkten,
dem International English Language Testing
System (IELTS) mit mindestens 6,5 Punkten, dem
Cambridge Certificate of Proficiency oder der
Nachweis gleichwertiger Englischkenntnisse.

(2) Der akademische Erstabschluss soll im Re-
gelfall in einem wirtschafis- oder sozialwissen-
schaftlichen Fach erworben worden sein, eine
schriftliche Abschlussarbeit (Thesis) enthalten
und {berdurchschnittlich (d.h. mit "gut" oder
besser) bewertet sein. Bewerber/innen mit einem
abweichenden Erstabschluss konnen ausnahms-
weise zugelassen werden, wenn sie iiber Berufser-
fahrungen in Leitungsfunktionen verfiigen.

(3) Die Nachweise fiir die in Abs. 1 geforderten
Voraussetzungen sind als Teil der Bewerbungs-
unterlagen vorzulegen.

(4) Uber die Zulassung zum Studiengang Master
of Global Public Policy entscheidet der Priifungs-
ausschuss.

(5) Ubersteigt die Zahl der geeigneten Bewerbe-
rinnen oder Bewerber die Zahl der festgesetzten
Studienplitze, so erstellt der Priifungsausschuss
eine Rangfolge nach der Eignung der Bewer-
berinnen und Bewerber auf der Grundlage der
einzureichenden Bewerbungsunterlagen sowie
gef. durchzufiihrender Interviews. Die Festlegung
der Rangfolge beriicksichtigt folgende Kriterien:

(a) Qualitit des ausgefiillten Bewerberfragebo-

gens,




(b) Noten der bisherigen akademischen Abschliisse
und Leistungen,

(c) Bis zu zwei Referenzschreiben,

(d) Bisherige relevante Berufs- und Praxistitigkei-
ten,

(¢) Auslandserfahrung im Studium und Beruf,

(6) Beim Vorliegen einer voriibergehenden oder
stindigen korperlichen Beeintrichtigung bzw. Behin-
derung kann der Priifungsausschuss auf Antrag
der/des Studierenden die bei der Gewichtung der
Kriterien in Abs. 5 (a) bis (e) beriicksichtigen. Dem
Antrag ist gegebenenfalls ein #rztliches Gutachten
beizufiigen.

(7) Zugelassene Studienbewerber/innen erhalten
ginen Zulassungsbescheid. Studienbewerber/innen,
die nicht zugelassen werden, erhalten einen Ableh-
nungsbescheid.

§4 Studienberatung und Studienvorbereitung

(1) Zu Beginn des Studiums findet eine obligatori-
sche Studienberatung statt. In ihr werden Aufbau und
Inhalt des Studiums erklirt und Interessenschwer-
punkte mit dem Studienangebot abgestimmt. Die
Studienberatung wird studienbegleitend kontinuier-
lich weitergefiihrt.

(2) Soweit ein studienvorbereitendes Seminar ange-
boten wird, kann sein erfolgreicher Besuch zur
Pflicht gemacht werden.

§5 Regelstudienzeit und Studienumfang

(1) Der Studiengang Master of Global Public Policy
umfasst zwei Semester und eine Abschlussphase von
zwel Monaten, in der die Abschlussarbeit fertig zu
stellen und zu verteidigen ist. Das Studium schlieft in
der Regel zwei Monate nach dem Ende des zweiten
Semesters mit der Verteidigung des Master-Arbeit
ab.

(2) Das Studium umfasst eine Gesamtleistung von
70 Leistungspunkten (entsprechend den Regelungen
des European Credit Transfer System).

(3) Uber den empfohlenen Verlauf des Studiums
unterrichtet der exemplarische Studienverlaufsplan in
Anhang 1 dieser Ordnung.

§ 6 Inhaltliche Gliederung des Studiums

(1) Der Studiengang Master of Global Fulblic Policy
ist in die folgenden 8 Studienbereiche gegliedert (vgl.
Anhang 2}:

A. Global Public Policy and Global Governance,

Public Policy and Public Management,
International Political Economy,
Disciplinary Contributions,

Public Administration and Public Policies
in Regions and Selected Countries,

Methods and Skills,

Supplementary  Studies  (Erginzungsbe-
reich).

(2) Die Studierenden nehmen obligatorischen
Lehrveranstaltungen im Unfang von insgesamt 30
Leistungspunkten teil. Obligatorische Lehrveran-
staltungen sind in der Regel vom Typ Major, in
dem jeweils 5 Leistungspunkte erworben werden.
In der Regel wird im ersten Semester je eine obli-
gatorische Lehrveranstaltung in den Studienberei-
chen A, B und M und im zweiten Semester je eine
obligatorische Lehrveranstaltung in den Studien-
bereichen A, C, und E absolviert.

(3) Die Studierenden nehmen an Wahlpflicht-
lehrveranstaltungen im Umfang von insgesamt
17,5 Leistungspunkten teil. In Wahlpflichtlehr-
veranstaltungen konnen entsprechend den Stu-
dien- und Priifungsleistungen 2,5 Leistungspunkte
(Non-Major) oder 5 Leistungspunkte (Major)
erworben werden.

(4) Im Erginzungsbereich nehmen die Studie-
renden an Lehrveranstaltungen im Umfang von
mindestens 6 Leistungspunkten teil.

(5) Die Lehrveranstaltungen des Studiengangs
Master of Global Public Policy sind, soweit es die
Lehrkapazitit erlaubt, offen fiir Studierende des
postgradualen Studiengangs Master of Public
Management und fiir Studierende im Hauptstudi-
um der Diplom- und Magisterhauptfachstudien-
ginge sowie anderer Master-Studiengiinge der
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakul-
tit.

(6) Der Prilfungsausschuss legt filr jedes Semes-
ter die Pflicht- und Wahlpflichtlehrveranstaltun-
gen fest und bestimmt filr jede Lehrveranstaltung,
wie viele Leistungspunkte in dieser erworben
werden kdnnen.

§7 Lehr- und Studienformen

(1) Im Studiengang Master of Public Manage-
ment sind die in den folgenden Absitzen be-
schriebenen Lehrveranstaltungsarten vorgesehen.
Die Lehrveranstaltungen sind in der Regel mit
einem hohen Anteil an Selbststudium verbunden.
Aktive, teilnehmerzentrierte und anwendungsnahe
Lehr-/Lernmethoden stehen bei der Vermitt-
lung/dem Erwerb des Lehrstoffes im Vorder-
grund.




(2) Seminare dienen der vertiefenden Erarbeitung
von theoretischen und empirischen Zusammenhin gen
in einem Sachbereich und verwenden systematische
Fallstudien. Seminaristische Lehrformen haben Vor-
rang.

(3) Vorlesungen geben als eigener Lehrveranstal-
tungstyp oder als Teil seminaristischer Lehrver-
anstaltungen einen Uberblick tiber die einschligigen
Theorien und empirischen Gegenstinde in einem
Sachbereich.

(4) Trainings, die eigenstindig oder auch als Teil
eines Seminars durchgefilhrt werden kénnen, dienen
mittels Ubungen, Gruppenarbeit, Rollenspielen und
anderen geeigneten Formen der Aneignung und Er-
weiterung von Fahigkeiten und Fertigkeiten.

(5) Exkursionen und die Summer School dienen der
Vertiefung und Veranschaulichung des in den ande-
ren Lehrveranstaltungen behandelten Stoffes und
umfassen moderierte Expertengespriiche, Gruppen-
diskussionen und Gruppenarbeit.

(6) Kolloguien dienen der Vorbereitung oder Beglei-
tung von Studien- und Prifungsleistungen, zum Bei-
spiel der Vorbereitung der Master-Arbeit (Thesis-
Colloguium).

(7) Geeignete Lehrveranstaltungen konnen als
Blockveranstaltungen in der vorlesungsfreien Zeit
stattfinden. Dies gilt insbesondere fiir Lehrveranstal-
tungen des Ergénzungsbereichs wie zum Beispiel
Exkursionen oder die Summer School,

§8 Evaluierung und Weiterentwicklung des
Studiengangs

Die Lehrveranstaltungen und der Studiengang wer-
den kontinuierlich evaluiert. Die dabei gewonnenen
Erkenntnisse werden bei regelmiiBigen Uberpriifun-
gen und bei der Weiterentwicklung des Studiengangs
beriicksichtigt.

§9 In-Kraft-Treten

Diese Ordnung tritt am Tage nach der Verdffentli-
chung in den Amilichen Bekanntmachungen der
Universitiit Potsdam in Kraft




Anhang 1
Exemplarischer Studienverlaufsplan

1. Semester 2. Semester Abschlussphase
Studienbereich (April — September) {Oktober — Miirz) (April — Mai)

A. Global Public Poli- | 1 oV Major | 1 ov Major
cy and Global Gover- | (2 SWS 5LP) |[(2SWS 5 LP)
nance 1 WPV Major* | 1 WPV Major*
(2 SWS S5LP) |(2SWS 5 LP)

B. Public Policy and |1 ov Major
Public Management (2 SWsS 5LP)

1 WPV Non-Major*
(2 SWS 2,5 LP)

C. International Politi- 1 ov Major
cal Economy (2 SWS 5LP)

D. Disciplinary Con- 1 WPV  Non-Major*
tributions (2 SWS 2,5LP)

E. Public Administra-|1 WPV  Non-Major*| | ov Major
tion and Public Poli- | (2 SWS 25LP) (2 SWS 5LP)
cies in Regions and
Selected Countries

M. Methods and Skills | 1 oV Major
(2 SWS 5LP)

S. Ergiinzungsbereich | Academic Writing Skills | Thesis-Colloquium
(Lehrveranstaltungen |(2 SWS 1LP) |(2SWS 1 LP)
zum Teil in der vorle- | Symmer School

sungsireien Zeit) (2 SWS 4 LP)

Master Arbeit**
(insgesamt 13 LP)
(6,5 LP) (6,5 LP)

miindliche Verteidigung
(3,5LP)

Gesamt 16 SWS 12 SWS 10LP

Legende:

OV  Obligatorische Veranstaltung

WPV Wahlpflichtlehrveranstaltung

SWS Semesterwochenstunden

LP  Leistungspunkte
* Die Zahl der Wahlpflichtlehrveranstaltungen variiert entsprechend der Wahl der Studierenden. Um die erfor-
derlichen 17,5 LP im Wahlpflichtbereich zu erreichen, konnen Studierende Lehrveranstaltungen als Major fiir 5
LP oder als Non-Major mit 2,5 LP belegen. Im oben skizzierten Beispiel erreicht der/die Studierende die erfor-
derliche Zahl von 17.5 LP, indem er/sie im ersten Semester eine Lehrveranstaltung im Studienbereich A als
Major und je eine Wahlpflichtlehrveranstaltung in den Studienbeyeiehen B und E als Non-Major sowie im zwei-
ten Semester eine Lehrveranstaltung im Studienbereich A als Major und eine Lehrveranstaltung im Stu-

dienbereich D als Non-Major absolviert.

*#* Die Master-Arbeit hat eine Bearbeitungszeit von 2 Monaten und wird im letzten Monat des zweiten Semes-
ters begonnen. Deshalb werden von den insgesamt 13 LP fiir die Master-Arbeit 6,5 LP auf das zweite Semester

und 6,5 LP auf die Abschlussphase angerechnet.




Anhang 2

Ubersicht iiber die Studienbereiche

Die folgende Ubersicht illustriert die Inhalte der
Studienbereiche anhand von Themen méglicher
Lehrveranstaltungen. Das tatséichliche Lehrangebot
stellt eine Auswahl aus diesen Themen dar und
kann auch weitere Themen umfassen, die in dieser
Ubersicht nicht aufgefiihrt sind. Typische Pflicht-
lehrveranstaltungen sind mit Kursivschrift gekenn-
zeichnet. Die anderen Themen in den Studienberei-
chen A bis G kommen fiir Wahlpflichtlehrveran-
stallungen in Betracht.

A. Global Public Policy and Global Governance

International Institutions and International Public
Policy

Concepts and Principles of International Politics
and Policy

International Regimes: Theory, Empirics and Poli-
cy

Global Governance

International Governmental Organizations

Global Public Policy Networks and their Manage-
ment

International Relations Theories — Old and New
Transnational Non-State Actors (Business and
NGOs)

The United Nations System and its Management
Conflict and Peace

Global Culture and Dialogue

Human Rights

International Environmental Policy

B. Public Policy and Public Management

Foundations of Public Management/Governance
Basics of Policy Analysis

Introduction to Applied Policy Research
International Project Management

Financial Management (Accounting, Budgeting,
Financing etc.)

C. International Political Economy

Introduction to International Political Economy
Development Theories and Development Policy
International Finance and the IMF

International Trade and the WTO
Public-Private-Interaction in Global Governance
Economic Transition and International Policies

D. Disciplinary Contributions

History of International Relations in the 20th Cen-
tury

Principles of International Law

Non-Binding Legal Agreements / Soft Law in In-
ternational Relations

E. Public Administration and Public Policies in
Regions and Selected Countries

Political Institutions and Public Policies in Euro-
pean Couniries

Comparative Government and Administration Stu-
dies

Policy Management in Selected Policy Areas (e.g.
Environment, Health, Social Services)

European Integration

Politics and Administration in Germany

German Foreign Policy

M. Methods and Skills

Management Behaviour and Skills
Information Techniques/Computer Skills
Introduction to Scientific Method
Empirical Research Methods

S. Supplementary Courses
(Ergiinzungsbereich)

Academic Writing Skills
Excursion

Summer School
Thesis-Colloquium




Il.  Bekanntmachungen

Frauenforderplan fiir die Zentrale
Universitiitsverwaltung (ZUV)

Die Kanzlerin der Universitit Potsdam hat gemdb §
16 Absatz 1 Satz 1 der Frauenforderrichtlinien der
Universitit Potsdam vom 11. November 1999
(Amtliche Bekanntmachungen — AmBek Nr. 9/99
vom 15.12.1999) folgenden Frauenfbrderplan fiir
die ZUV aufgestellt, dem der Personalrat fiir Mitar-
beiter aus Technik und Verwaltung gem. § 65
Ziffer 7 LPersVG zugestimmt hat:

1. Priiambel

Nach § 3 Absatz 4 BbgHG fordert die Universitiit
Potsdam die tatsichliche Gleichstellung von Frauen
und Minnern und wirkt bei der Wahrnehmung aller
Aufgaben der Universitiit Potsdam auf die Beseiti-
gung bestehender Nachteile hin. Die Beseitigung
bestehender Machteile wird durch Frauenfdrder-
richtlinien und Frauenforderpline angestrebt.

Dieser Frauenftrderplan fiir die ZUV legt MaB-
nahmen zur Frauenforderung fest, soweit diese
nicht bereits in anderen Vorschriften, insbesondere
den Frauenfirderrichtlinien der Universitit Pots-
dam und den Regelungen iiber die Besetzung von
Stellen, enthalten sind.

2. Geltungsbereich

Dieser Frauenforderplan erstreckt sich auf die ge-
samte ZUV gemdB Geschiftsverteilungsplan:

Bereich des Rektorates, der Kanzlerin, der
Gleichstellungsbeauftragten und der Personal-
riite fiir das Verwaltungspersonal,

Dezemat 1 (Planung, Statistik, Forschungsan-
gelegenheiten, Organisation),

Dezernat 2 (Studienangelegenheiten),
Dezernat 3 (Personal- und Rechtsangelegen-
heiten),

Dezernat 4 (Haushalt und Beschaffung),
Dezernat 5 (Betriebstechnik, Bauangelegen-
heiten und Hausverwaltung),

Zentrale Abteilung/Audiovisuelles Zentrum

3. Ziele des Frauenfiirderplanes

Ziel dieses Frauenforderplanes ist es, auf . df:r
Grundlage einer Ist-Analyse den Frauenanteil in
allen Lohn-, Vergiitungs- und Beso]dullgsgruppcln
sowie in allen Funktionen und Arbeitsbereichen, in
denen Frauen unterrepriisentiert sind, zu erhthen

und durch spezielle MaBnahmen zur Konkretisie-
rung und Erginzung vorhandener rechtlicher
Grundlagen— noch bestehende Benachteiligungen
fiir Frauen in der ZUV auszugleichen.

Weiterhin hat dieser Frauenforderplan zum Ziel, die
Akzeptanz frauenférdernder MaBnahmen in der
ZUV zu erhthen und dafiir Sorge zu tragen, dass
Frauenforderung als integraler Bestandteil der Per-
sonalentwicklung zu verstehen ist,

4. Ist-Analyse der Beschiiftigtenstruktur in der
ZUv

Den Erhebungen iiber die geschlechtsspezifische
Mitarbeiterstruktur der ZUV  ist zu entnehmen,
dass Frauen — bezogen auf die gesamte ZUV —
nicht unterreprisentiert sind. Insgesamt (Stand: Juli
2003} betriigt der Frauenanteil 53 %,

In einzelnen Bereichen sind Frauen tberproportio-
nal reprisentiert. Im Dezernat 5 sind Frauen, insbe-
sondere im Arbeiterbereich, unterrepriisentiert,

Der Anteil der Frauen spiegelt sich wider in Teil-
zeit- und Altersteilzeitarbeitsverhiltnissen, ebenso
wie in wahrgenommenen Weiterbildungsmafinah-
men,

Der insgesamt hohe Frauenanteil in der ZUV spie-
gelt sich nicht in der Vergiitungsstruktur ad4quat
wider. Withrend im mittleren Dienst der Frauenan-
teil bei 81 % liegt, betrdigt er im Bereich des hihe-
ren Dienstes 43 % (gehobener Dienst: 63 %, einfa-
cher Dienst: 21 %).

5. MabBnahmen zur Frauenfirderung in Berei-
chen der ZUV, in denen Frauen unterrepriisen-
tiert sind

Im Zuge von Nach-/Neubesetzungen von Stellen im
Dezernat 5 ist verstirkt dafiir Sorge zu tragen, dass
weibliche Bewerber Beriicksichtigung finden, um
den Anteil von Frauen im Dezernat 5 — insbesonde-
re in den technisch ausgerichteten Berufen — zu
erhbhen. Werden weibliche Bewerber bei der Be-
setzung von Stellen nicht beriicksichtigt, ist dies
eingehend im Rahmen der Auswahlentscheidung
gegeniiber der Kanzlerin und der Gleichstellungs-
beauftragten zu begriinden.

6. MaBnahmen bei der Ubertragung hoher-
wertiger Titigkeiten und zur Férderung weibli-
cher Nachwuchskriifte

Alle Vorgesetzten in allen Bereichen der ZUV sind
aufgefordert, Frauen bei entsprechender Qualifika-
tion verstirkt zu Bewerbungen um hitherwertige
Stellen zu motivieren und sie auf diesem Weg zu
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unterstiitzen. Weitere geeignete MaBnahmen sind in
einem noch zu erstellenden Gesamtkonzept zur
Personalentwicklung festgeschrieben.

7. MaBnahmen im Zusammenhang mit Aus-
und Fortbildungsangelegenheiten

Alle Vorgesetzten sind aufgefordert, insbesondere
Fraven im Rahmen ihrer Fihigkeiten, der dienstli-
chen Erfordernisse und ihrer beruflichen Entwick-
lung zu motivieren, an Aus- und FortbildungsmaB-
nahmen teilzunehmen, auch um sich Zusatzqualifi-
kationen zu verschaffen und ihre Chance zu erhi-
hen, sich erfolgreich auf hherbewertete Dienstpos-
ten zu bewerben.

Diesen Belangen ist insbesondere in den an das
Dezernat 3 zu richtenden Bedarfsanmeldungen fiir
Aus- und Fortbildungen Rechnung zu tragen.

Aus- und FortbildungsmaBnahmen sollen auch in
einer solchen Form angeboten werden, dass famili-
dre Griinde oder eine Teilzeitbeschiftigung der
Teilnahme nicht entgegenstehen.

In Absprache mit der Gleichstellungs-beaufiragten
flieBen Themen der Frauenférderung und Frauen-
diskriminierung in die Aus- und Fortbildungspro-
gramme, insbesondere bei den Schulungen im
Hochschulmanagement und bei der Landesakade-
mie fiir Gffentliche Verwaltung, ein und sollen
insbesondere Bestandteil von Aus- und Forthil-
dungsveranstaltungen fiir Fithrungs- und Leitungs-
kriifte werden.

8. MaBnahmen im Zusammenhang mit der
Ermoglichung und Forderung von Teilzeit-
arbeit sowie neuer Form der Arbeitsgestaltung

Die Dienststelle legt besonderes Gewicht auf die
Forderung und Ausweitung von Teilzeitbeschifti-
gungen, auch filr miinnliche Bedienstete. Hierbei
sollen unter Beriicksichtigung der Funktionsfihig-
keit der Verwaltung mdéglichst alle Formen von
Teilzeitbeschiftigung ausgeschdpft werden.

Teilzeitarbeit darf sich auf das berufliche Fort-
kommen in keiner Weise nachteilig auswirken.
Dies gilt insbesondere fiir die Teilnahme an Aus-
und Fortbildungsveranstaltungen im Hinblick auf
die weitere berufliche (Hher-) Qualifizierung von
Frauen.

Als eine neue Form der Arbeitsgestaltung soll die
Tele-Arbeit ausgebaut werden. Durch das Dezemnat
3 wird hierzu ein Konzept erstellt,

9. MaBnahmen im Zusammenhang mit famili-
enbedingter Beurlaubung, insbesondere Eltern-
zeit

Minnliche Mitarbeiter sind verstéirkt aufzufordern,
von den Moglichkeiten der Beurlaubung im Rah-
men der Elternzeit Gebrauch zu machen.

Familienbedingt beurlaubte Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter werden withrend ihrer Beurlaubung in
geeigneter Weise ilber Fortbildungsangebote, rele-
vante Hausmitteilungen, Verfiigungen und insbe-
sondere Stellenausschreibungen informiert.

Spdtestens 3 Monate vor dem Wiedereinstieg wird
unter Moderation durch das Dezernat 3 mit den
familienbedingt Beurlaubten ein Personalgespriich
itber die Riickkehr in das Berufsleben gefiihrt.

Vertretungen fiir familienbedingt Beurlaubte sind
im Rahmen der Moglichkeiten vorrangig zu ge-
wihrleisten.

10. Rechte und Pflichten der Gleichstellungs-
beauftragten und des Personalrates fiir Mitar-
beiter aus Technik und Verwaltung

Die Rechte und Pflichten der Gleichstellungsbeauf-
tragten und des Personalrates fiir Mitarbeiter aus
Technik und Verwaltung werden durch den Frauen-
firderplan nicht beriihrt.

Die Umsetzung des Frauenforderplanes ist im
Abstand “von zwei Jahren unter Federfilhrung des
Dezernates fiir Personal- und Rechtsangelegenhei-
ten mit der Gleichstellungsbeauftragten zu erértern.

Die Ist-Analyse ist jahrlich unter Federfilhrung des
Dezemates 3 fortzuschreiben.

11. Geltungsdauer und Verbffentlichung

Dieser Frauenforderplan ist in den Amtlichen Be-
kanntmachungen der Universitiit Potsdam zu verof-
fentlichen.

Er hat eine Geltungsdauer von 4 Jahren, beginnend
mit dem Tag nach der Veroffentlichung in den
Amtlichen Bekanntmachungen.




	[Seite 91]
	I. Rechts- und Verwaltungsvorschriften
	Zweite Satzung zur Änderung der Magisterprüfungsordnung der Universität Potsdam vom 12. Juni 2003
	Seite 90

	Prüfungsordnung für die Bachelor- und Masterstudiengänge Linguistik an der Universität Potsdam vom 18. Juli 2002
	Seite 90
	Seite 91
	Seite 92
	Seite 93
	Seite 94
	Seite 95
	Seite 96
	Seite 97

	Studienordnung für die Bachelor- und Masterstudiengänge Linguistik an der Universität Potsdam vom 18. Juli 2002
	Seite 97
	Seite 98
	Seite 99
	Seite 100
	Seite 101
	Seite 102
	Seite 103
	Seite 104

	Prüfungsordnung für den Postgraduallen Studiengang Master of Global Public Policy vom 11. Februar 2003
	Seite 105
	Seite 106
	Seite 107
	Seite 108
	Seite 109
	Seite 110
	Seite 111

	Studienordnung für den postgradualen Studiengang Master of Global Public Policy vom 11. Februar 2003
	Seite 112
	Seite 113
	Seite 114
	Seite 115
	Seite 116


	II. Bekanntmachungen
	Frauenförderplan für die Zentrale Universitätsverwaltung (ZUV)
	Seite 117
	Seite 118



